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A ls d ie W elt im  tie fsten Q runde  

L ag an Q ottes ew ger B rust,

O rdnet' er d ie erste S tunde  

M it erhabner S chöpfungslu st,

U nd er sp rach das W ort: E s w erde! 

D a erk lang e in schm erzlich A ch! 

A ls das A ll m it M ach tgebärde  

In d ie W irk lichke iten brach .

A uf ta t sich das L ich t: so  trenn te  

S cheu sich F inste rn is von ihm . 

U nd  sog le ich d ie E lem en te  

S cheidend ause inanderfliehn .

R asch , in  w ilden , w üsten  T räum en  

Jedes nach der W eite  rang .

S tarr, in ungem eßnen  R äum en , 

O hne S ehnsuch t, ohne K lang.

S tum m  w ar a lles , still und öde. 

E insam  Q ott zum  erstenm al! 

D a erschu f er M orgen rö te ,

D ie erbarm te sich der Q ual;

S ie en tw icke lte dem  T rüben  

E in erk lingend  F arbensp ie l,

U nd  nun  konn te  w ieder lieben . 

W as  erst ause inanderfie l.

U nd  m it e iligem  B estreben  

S ucht  sich , w as sich angehö rt;

U nd  zu ungem eßnem  L eben  

Is t Q efüh l und  B lick gekeh rt.

S e is E rg re ifen , se i es R affen ,

W enn  es nur sich faß t und  hält! 

A llah brauch t n ich t m ehr zu  schaffen . 

W ir erschaffen  se ine W elt.

Q oethe
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Lösung der Bodenfrage  im  Sinne des Privateigen­

tum s und der Sozialen M arktwirtschaft. *)LKJIHGFEDCBA

Welche Bodenordnung paßt zur Wettbewerbsordnung?
Die Notwendigkeit dieser Fragestellung ist jedem klar, dem die 
Begriffe der „Interdependenz der Ordnungen“, der „System ge­
rechtigkeit“, der „Ordnungskonform ität“, der „W ettbewerbsver­
zerrung“ usw . geläufig sind. D ie Antwort kann hier nicht in aller 
wünschenswerten Ausführlichkeit, sondern nur in Form einer 
Gedankenskizze gegeben werden. Dem wirtschaftlich geübten 
Leser wird es nicht schwer fallen, in der eingeschlagenen Rich­
tung selbständig weiterzudenken. Red.

I. Inwiefern entspricht und inwiefern widerspricht die heutige 
Bodenreform den Prinzipien der W ettbewerbsordnung?

Die heutige Bodenordnuhg ist dadurch gekennzeichnet, daß der Bo­
den im Eigentum von Privatpersonen steht und die Grundrente den 
jeweiligen Eigentüm ern zufließt. W eil die Grundrente den Privat­
eigentüm ern zufließt, hat der Boden für sie einen Kapitalwert. Sie 
können den Boden vererben, veräußern, verm ieten oder verpachten; 
sie können ihre Grundstücke teilen und die Grundstückgrenzen im  
Einvernehmen m it den Nachbarn ändern. Eine Enteignung durch die 
öffentliche Hand kann nur zu bestim m ten Zwecken und nur gegen 
Entschädigung erfolgen. Auch jede Beeinträchtigung des Nutzungs­
wertes des Bodens durch öffentliche Planungsm aßnahmen hat eine 
Entschädigungspflicht zur Folge. Steigt der W ert eines' Grundstückes 
durch öffentliche Planungsm aßnahmen, so hat der Private norm aler­
weise keinen Wertausgleich an die Öffentliche Hand zu entrichten.

Es entspricht der W ettbewerbsordnung, daß die Privaten volles 
Verfügungsrecht über den Boden besitzen und daß jederm ann ohne 
Genehm igung der öffentlichen Hand berechtigt ist, grundsätzlich jedes 
Grundstück zu erwerben (Ausnahm en im Bereich der Landwirt­
schaft). Dadurch sind die Freizügigkeit und die Freiheit der Standort­
wahl für wirtschaftliche Unternehm ungen gewährleistet — beides 
Grundprinzipien der W ettbewerbsordnung. Auch daß Enteignungen

•) Aus „evolution" Nr. 74, Bern 1964
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nur gegen Entschädigung erfolgen können, ist wegen der Chancen­
gleichheit im  W ettbewerb eine unerläßliche Regelung.

W ettbewerbsverzerrungen haben jedoch das Fehlen eines W ertaus­
gleichs zur Folge. Die Chancengleichheit der W ettbewerber wird 
durch die öffentliche Hand gröblich verletzt, wenn sie, w ie es häufig 
geschieht, einem  von ihnen Planungsvorteile zuwendet, z. B . die Aus­
nahmegenehmigung, im Stadtzentrum ein Geschäftshochhaus zu 
bauen, ohne die dadurch hervorgerufene Erhöhung der Bodenrente 
des betreffenden Grundstücks laufend abzuschöpfen, um dadurch 
einen W ertzuwachs des Grundstücks zu verringern, oder wenigstens 
den Bodenwertzuwachs (den Kapitalwert der Bodenrentenerhöhung) 
zugunsten der A llgem einheit abzuschöpfen.

Eine noch viel schwerwiegendere Beeinträchtigung der Startgleich­
heit im wirtschaftlichen W ettbewerb aller M enschen untereinander 
liegt darin, daß die Grundrente den privaten Eigentüm ern des Bo­
dens verbleibt. D ie Güter der Natur sind dadurch nur einem Teil der 
M enschheit kostenlos zugänglich, der andere Teil der M enschheit 
m uß dafür bezahlen. M an kann das nicht besser begründen, als es der 
große Liberale J. St. LKJIHGFEDCBAMill1) getan hat:

„Wenn man von der Heiligkeit des Eigentums spricht, so sollte man 
immer bedenken, daß dem Landeigentum diese Heiligkeit nicht in 
demselben Grade zukommt. Kein Mensch hat das Land geschaffen. Es 
ist das ursprüngliche Erbteil des gesamten Menschengeschlechts ... 
Es ist für Niemanden eine Bedrückung, ausgeschlossen zu sein von 
dem, was Andere hervorgebracht haben. Sie waren nicht verpflichtet, 
es für seinen Gebrauch hervorzubringen, und er verliert nichts dabei, 
daß er an Dingen keinen Anteil hat, welche sonst überhaupt nicht vor­
handen sein würden. Allein es ist eine Bedrückung, auf Erden gebo­
ren zu werden, und alle Gaben der Natur schon vorher in ausschließ­
lichen Besitz genommen und keinen Raum für den neuen Ankömm- 
ling freigelassen zu finden.“

Um leben zu können braucht der M ensch einen Platz auf der Erde, 
wo er wohnen und arbeiten kann, und er m uß einen Anteil an den 
Naturschätzen haben. Da jeder M ensch das gleiche Lebensrecht be­
sitzt, hat er Anspruch auf Startgleichheit im wirtschaftlichen W ett­
bewerb, und das heißt: Er hat Anspruch darauf, einen Anteil am Bo­
den und seinen Schätzen zu erhalten, der wertmäßig dem Anteil 
aller übrigen M enschen entspricht. Eine Aufteilung in Natur ist in 
der m odernen Verkehrswirtschaft nicht m öglich, wohl aber ein W ert­
ausgleich in Geld durch Um verteilung der Grundrente zu gleichen 
Teilen auf den Kopf der Erdbevölkerung.

>) Politische Ökonom ie, Buch II, Kap. II § 6
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Daß die Grundrente den Bodeneigentüm ern verbleibt, hat noch 
einen weiteren ordnungspolitischen Nachteil. D ie m arktw irtschaft­
liche W ettbewerbsordnung funktioniert nur so lange, w ie das Indivi­
dualinteresse zu Handlungen veranlaßt, die im Allgemeininteresse 
liegen. Im Allgem eininteresse m uß der Bodenm arkt beweglich sein, 
dam it der Boden auch tatsächlich zum  besten Bewirtschafter wandert. 
Eine Zurückhaltung des Bodens von der —  gesam twirtschaftlich be­
trachtet —  höchstm öglichen Nutzung, d. h. eine Hortung, darf es an­
gesichts der Knappheit und Unverm ehrbarkeit des Bodens nicht ge­
ben. Es gibt sie aber heute in erschreckendem M aße, weil es fast nur 
Vorteile hat und kaum eine Last bedeutet, Bodeneigentüm er zu sein: 
W er sein Grundstück gesamtwirtschaftlich richtig nutzt, hat zwar den 
größtmöglichen Gewinn (Bodenrente) —  insofern funktioniert die 
m arktwirtschaftliche Ordnung auch hier — , wer es jedoch ungeschickt 
oder gar nicht nutzt, hat deshalb noch keinen Verlust, sondern nur 
einen kleineren oder gar keinen Gewinn. Das Gewinninteresse allein 
reicht zur Steuerung der W anderung des Bodens zum besten Bewirt­
schafter nicht aus! Ungenügende Nutzung m uß dem  schlechten Nutzer 
Verluste bringen, sonst gibt er den Boden nicht auf. M it einem hohen 
Verkaufserlös ist er oft nicht zu locken; der läuft ihm nicht weg und 
w ird nach einigen Jahren weiterer ungenügender Nutzung eher höher 
sein. D ie heutige Bodenordnung w irkt dem  Hang zum  schlechtgenutz­
ten Bodeneigentum nicht entgegen. Ihr fehlt die Peitsche des Ver­
lustes. Sie ist unvollkom m en.

II. Inwiefern entsprechen und inwiefern widersprechen die verschiedenen 
Bodenreform vorschläge den Prinzipien der m arktw irtschaftlichen 

W ettbewerbsordnung?

1. B loße Um verteilung des Großgrundbesitzes auf m ittelständische 
Existenzen sind keine ausreichende Lösung. Ein wertm äßig gleicher 
Anteil jedes M enschen an der Erde und ihren Schätzen kann in 
einer m odernen Verkehrswirtschaft auf diesem W ege auch nicht an­
nähernd erreicht werden. D ie W anderung des Bodens zum besten Be­
w irtschafter w ird dadurch nicht gefördert.

2. Eine Verstaatlichung des Bodens m it folgender staatlicher Nut­
zung —  wie im Ostblock —  ist der Tod jeder m arktw irtschaftlichen 
W ettbewerbsordnung.

3. Lassen sich öffentliches Bodeneigentum und private Bodennut­
zung m ittels des Erbpacht- und Erbbaurechts so verbinden, daß nicht 
gegen Prinzipien der W ettbewerbsordnung verstoßen wird?

Die Überführung in öffentliches Eigentum verstößt dann nicht ge­
gen Prinzipien der W ettbewerbsordnung, wenn sie im  W ege des Kau-
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fes zu M arktpreisen, m öglicherweise gefördert durch ein öffentliches 

Vorkaufsrecht, oder im W ege der Enteignung unter Entschädigung 
zum M arktwert erfolgt.

W ird die Erbpacht der tatsächlich erzielbaren Grundrente laufend 
angepaßt, dann ist die LKJIHGFEDCBAPlanungsneutralität der Bodenordnung erreicht 
und es besteht die M öglichkeit der Rückverteilung der von der 
Öffentlichkeit eingezogenen Grundrente zu gleichen Teilen auf den 
Kopf der (Erd-)Bevölkerung, so daß jeder M ensch einen wertm äßig 
gleichen Anteil an der Erde und ihren Schätzen erhält. —  W ird der 
Pachtzins dagegen im Einzelfall nach politischen oder sozialen Ge­
sichtspunkten festgesetzt, so entsteht eine neue Priyilegienordnung, 
die gegenüber der traditionellen Bodenordnung noch den Nachteil 
größerer Abhängigkeit des Einzelnen vom Staate hat. Die Chancen­
gleichheit im W ettbewerb wäre gröblich verletzt, ebenso die Freizü­
gigkeit und die Freiheit der Standortwahl.

D ie Freizügigkeit und die Freiheit der Standortwahl werden auch 
dann verletzt, wenn die W eitergabe des Erbpacht- oder Erbbaurechts 
von einem Privaten an einen anderen Privaten nur m it öffentlicher 
Genehm igung erfolgen kann. Eine staatliche „Platzanweisung“ kann 
nur dann ausgeschlossen werden, wenn die Ausgabe der Erbpacht- 
und Erbbaurechte im  W ege der Öffentlichen Versteigerung erfolgt und 
die Erbpacht- und Erbbaurechte uneingeschränkt vererbt, gehandelt, 
verm ietet und verpachtet werden können. Unter dem Druck des Erb­
pachtzinses, der sich laufend der tatsächlich erzielbaren Grundrente 
anpaßt, und des W ettbewerbs, wandert der Boden dann zum besten 
W irt, ohne daß nennenswerte Spekulationsgewinne entstehen kön­
nen: W er nicht fähig oder nicht w illens ist, das Erbpacht- oder Erb­
baugrundstück voll zu nutzen, der erw irtschaftet eine geringere als 
die erzielbare Grundrente, also weniger als er als Pachtzins zu zahlen 
hat; er erleidet Verluste und wird dadurch zur Aufgabe des Grund­
stücks veranlaßt.

Es zeigt sich, daß der Reförm vorschlag, soweit w ir ihn bisher be­
sprochen haben, erhebliche Gefahren für die W ettbewerbsordnung 
enthält, daß diese Gefahren jedoch durch eine strenge Ausgestaltung 
des Erbpacht- und Erbbaurechts ausgeschaltet werden können. Von 
diesem Reform vorschlag gehen aber weitere Störungen der W ettbe­
werbsordnung aus, die sich nicht beheben lassen.

Da ist zunächst zu erwähnen, daß die Parzellierung der Grund­
stücke m it Notwendigkeit vor ihrer Ausgabe im Erbpacht- oder Erb­
baurecht durch die öffentliche Hand erfolgen m uß. D ie zweckm äßigste 
Grundstücksgröße bildet sich dem nach nicht im W ettbewerb heraus; 
die Grundstücksgrenzen  sind für die Privaten unverrückbar. Das geht 
über die unverm eidliche Kom petenz der öffentlichen Hand zur Stadt-
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und Landesplanung hinaus und erm öglicht bereits einen m ilden 

Standortdirigismus.

Besonders unbefriedigend ist aber für den, der sich eine Ordnung 

wünscht, die w ie die m arktwirtschaftliche W ettbewerbsordnung m ög­

lichst geringe Reibungsflächen hat, daß das Erbpacht- bzw. Erbbau­
recht einmal endet und dann alle m it dem Grundstück festverbunde­
nen Investitionen des Pächters m it Notwendigkeit in das Eigentum  
des Bodeneigentüm ers fallen; z. B . geht das auf einem  Erbbau-Grund­
stück errichtete Haus des Pächters in das Eigentum des Verpächters 
über. Anders ist es nicht einzurichten, weil der Pächter die festver­
bundenen Investitionen beim Ende der Pacht nicht m itnehm en kann. 
Getrenntes Eigentum an Boden und festverbundenen Investitionen 
ist nur m ittels des Erbpacht- oder Erbbaurechtes m öglich. D ie Tren­
nung endet m it dem  Ende des Pachtverhältnisses. Das Ende des Pacht­
verhältnisses bedeutet also praktisch eine Enteignung des Pächters. 
Da er diese Enteignung voraussieht, m acht er in den letzten Jahren 
m öglichst keine Aufwendungen für sein Haus; er läßt es verkom men. 
D ie m arktwirtschaftliche Funktion des Privateigentums am Boden ist 
außer Kraft gesetzt: daß jeder den Boden pfleglich behandle und durch 
Investitionen seinen W ert erhöhe. —  Auch m it einer Entschädigung 
des Pächters ist das Problem nicht restlos befriedigend zu lösen. Der 
Pächter wird dann zwar bis zuletzt die notwendigen Erhaltungsin­
vestitionen vornehm en, aber es bleibt unbefriedigend, daß sich die 
Höhe der Entschädigung nicht m arktm äßig erm itteln läßt und deshalb 
m it Sicherheit am Ende der Pachtzeit Streit über ihre Höhe entsteht.

Ungut ist aber auch schon, daß überhaupt eine Enteignung des 
Pächters erfolgen m uß; auch Enteignungen gegen Entschädigung sind 
Eingriffe in die persönliche w irtschaftliche Freiheit, die nur gerecht­
fertigt sind, wo es gilt, eine Ungerechtigkeit zu beseitigen, oder wo 
ein überragendes Interesse der Allgem einheit sich anders nicht ver­
w irklichen läßt. H ier sind die Eingriffe zwar von vorneherein voraus­
sehbar, aber für den Einzelnen trotzdem unverm eidlich und daher 
trotz der Vorhersehbarkeit bedrückend. M an denke nur daran, daß 
z. B . ein Haus nicht nur einen wirtschaftlichen, sondern auch einen 
ideellen W ert für den Besitzer hat, für den er keine Entschädigung 
bekom m en kann.

Und was soll die öffentliche Hand m it dem Grundstück m it m ehr 
oder weniger brauchbaren festgebundenen Investitionen anfangen? LKJIHGFEDCBA
Bernoulli2) hat für Städte den Vorschlag gem acht, die Stadt solle es 
so einrichten, daß alle Erbbauverträge eines Quartiers zur gleichen

*) Hans Bernoulli. Die organische Erneuerung unserer Städte, 2. Aufl. 1949, Julius 
Hoffm ann  Verlag Stuttgart, und: Die Stadt und ihr Boden, 2. Aufl. 1949, Verlag für 
Architektur Erlenbach-Zürtch.
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Zeit ablaufen, und dann alle Häuser einreißen und das ganze Quar­
tier nach neuen Stadtplänen in einem Zuge neu bebauen. Der Vor­
schlag im poniert durch seine Rigorosität; zugleich Hegt in dieser Rigo­
rosität seine Schwäche. Er führt keineswegs zu einer „organischen“ 
Erneuerung unserer Städte, sondern zu einer recht willkürlichen, 
denn rigorose Planungen, die vor dem gewachsenen Bild einer Stadt 
nicht haltmachen, sind nun einmal willkürlich. Es darf auch nicht 
übersehen werden, daß unterschiedliche Bauweisen durchaus zu un­
terschiedlicher Lebensdauer der Gebäude führen, so daß die Rigoro­
sität recht unwirtschaftlich sein kann. Vor allem aber scheint m ir 
eine laufende Anpassung der Stadtpläne an die sich verändernden 
Bedürfnisse und die langsame Anpassung des Stadtbildes an die 
Stadtpläne m it jedem einzelnen Neubau oder Um bau eines Hauses 
doch realistischer und „organischer“ zu sein. Die wenig tiefgreifen­
den Eingriffe, die das Gesicht eines ganzen Straßenzuges oder Stadt­
viertels verändern, werden zweckm äßigerweise schon dann, wenn sie 
notwendig werden, im W ege der Enteignung vorbereitet und nicht 
bis zum Ablauf der Erbbaurechtsverträge verschoben.

W enn som it der Vorschlag Bernoullis, jedenfalls für die M ehrzahl 
aller Fälle, als zu rigoros ausscheidet —  was tut der Staat nach dem  
Ablauf der Pachtzeit? Eine Eigennutzung, z. B . durch Verm ietung 
der Häuser, wäre ihm untersagt; sie w iderspräche der W ettbewerbs­
ordnung. Er m üßte also das Grundstück unter gleichzeitigem Verkauf 
der festverbundenen Investitionen erneut verpachten — und zwar, 
um die Ungerechtigkeiten der Enteignung weitgehend zu m ildern, 
m öglichst an den bisherigen Pächter, dem m an ein „Vorpachtrecht“ 
nach dem Vorbild des Vorkaufsrechts zugestehen m üßte.

W ozu dann aber das ganze Hin und Her? Das kann uns nur eine 
allgem eine Überlegung erklären: Bei einem M iet- oder Pachtverhält­
nis stehen die M iet- oder Pachtzinsvereinbarung und die Verein­
barung einer bestim m ten Dauer oder Kündigungsfrist in einem engen 
Zusam m enhang. Die Begrenzung der Laufzeit sichert für die Dauer 
der Laufzeit einen feststehenden Zins und für den Zeitpunkt des Ab­
laufs die M öglichkeit zu neuen Verhandlungen über den Zins und zur 
Anpassung des Zinses an die M arktverhältnisse. D ieser Sinn der Be­
grenzung der Pachtzeit fällt weg, wenn die Änderung des Pachtzin­
ses zur Anpassung an die Entwicklung der Grundrente auch jederzeit 
während der Pacht durchgesetzt werden kann!s)

s) Es ist daher ganz folgerichtig, daß die deutsche Erbbaurechtsverordnung  von 1S19 
in § 9 Abs. II Satz 1 bestim m t: „Der Erbbauzins m uß nach Zelt und Höhe für die 
ganze Erbbauzeit im  voraus bestim mt sein“. Allerdings 1st das deutsche Erbbau­
recht dam it ungeeignet, die Grundrente m it hinreichender Genauigkeit zugunsten 
der Allgem einheit zu erfassen.
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W enn ein privater Bodeneigentüm er ein Erbbaurecht gewährt, hat 
die zeitliche Begrenzung noch einen anderen guten Sinn: Irgendwann 
soll der Eigentümer w ieder die volle D ispositionsgewalt erhalten, da­
m it er sich dann auch für eine Eigennutzung entscheiden kann. —  Für 
die öffentliche Hand kom m t eine w irtschaftliche Eigennutzung grund­
sätzlich nicht in Frage. Und wo der Boden für öffentliche Zwecke ge­
braucht w ird, kann nicht bis zum Ablauf der Erbbauverträge gewar­
tet werden; die Erbbaurechte m üssen enteignet werden.

Es ergibt sich also, daß eine zeitliche Begrenzung der Erbbaurechte 
unpraktisch und sinnlos ist, wenn der Boden in öffentlicher Hand ist 
und eine wettbewerbskonforme Bodenpolitik betrieben wird. Es wäre 
zweckmäßig „Ewige Erbpacht- und Erbbaurechte“ einzuführen. Als 
Zweck der Trennung von Bodeneigentum  und Bodennutzung m ittels 
der Erbpacht- und Erbbaurechte bleibt bei wettbewerbskonform er 
Bodenpolitik nur die Abschöpfung der Grundrente zugunsten der A ll­
gem einheit (evtl, m it dem Ziel der Rückverteüung) übrig.

4. Den Prinzipien der W ettbewerbsordnung entspricht eine Boden­
wertsteuer am besten.

Das Bodeneigentum bleibt den Privaten. Sie haben aber eine lau­
fende Abgabe zu zahlen, die sich nach dem W ert des nackten Bodens 
richtet. Der M arktwert des Bodens ist näm lich das untrüglichste Zei­
chen für die Höhe der erzielbaren Grundrente. W ird sie durch die 
Abgabe völlig abgeschöpft, so sinkt der Bodenwert auf Null —  der 
Boden verliert seinen Kapitalwert; auch bei der Einführung der Bo­
denwertsteuer ist also eine Entschädigung der Bodeneigentüm er in 
Höhe des M arktwertes erforderlich. W ird die Abgabe jeweils entspre­
chend der Entwicklung der Grundrente geändert, so bleibt der W ert 
des nackten Bodens stets Null, so daß nennenswerte Spekulationsge­
winne —  ebenso wie bei entsprechender Handhabung der Erbpacht- 
und Erbbaurechte —  nicht erzielt werden können. Die laufende An­
passung der Bodenwertsteuer an die Entwicklung der Grundrente 
sichert auch die W ettbewerbsneutralität aller Planungsm aßnahm en.

Im  Vergleich zu „Ewigen Erbpacht- und Erbbaurechten“ ergibt sich 
w irtschaftlich nur der eine Unterschied und Vorteil, daß die Privaten 
die Kom petenz haben, die Grundstücksgrenzen je nach Zweckm äßig­
keit zu ändern. Unter dem Druck der Bodenwertsteuer und des W ett­
bewerbs zu zweckm äßigster Nutzung des Bodens werden die privaten 
Bodeneigentüm er aus eigener Initiative und im gegenseitigen Einver­
nehm en die zweckm äßigste Parzellierung vornehmen (also im  Rahmen 
der erzwungenen W anderung des Bodens zum besten Bewirtschafter).

Ordnungspolitisch ist das Privateigentum am Boden m it Boden­
wertsteuer dem öffentlichen Eigentum m it Erbpacht- und Erbbau­
rechtsvergabe jedoch unbedingt vorzuziehen: Bei Privateigentum be-

9



steht von vorneherein nicht die Gefahr von Eingriffen, die die m arkt­

w irtschaftliche W ettbewerbsordnung stören könnten, wie sie bei 

öffentlichem Eigentum m it Erbpacht- und Erbbaurechtsvergabe nach 
aller bisherigen Praxis zu befürchten sind. Überall erfolgt die Abgabe 
nicht nach m arktw irtschaftlichen Grundsätzen und fast überall sind 
Genehm igungsvorbehalte für den Fall der Nutzungsänderung, Ver­
äußerung, Vermietung und Verpachtung des Erbpacht- bzw. Erbbau­
rechts vorgesehen. D ie interventionistischen Tendenzen zurückzudrän­
gen, dürfte nicht m ehr gelingen, wenn der Boden erst einm al in 
öffentlicher Hand ist. Lassen wir’s bei dem ach so geliebten Privat­
eigentum und ziehen w ir ihm nur den Giftzahn: die Grundrente! D ie 
m arktw irtschaftliche W ettbewerbsordnung w ird dadurch sehr verbes­
sert und an keiner Stelle beeinträchtigt oder der Gefahr einer Beein­
trächtigung ausgesetzt.

Eckhard Behrens

Auf diese neue Bodenrechts-Konzeption von Eckhard Behrens sind bei 
der „evolution“ *) zahlreiche Diskussionsbeiträge eingegangen, die w ir we­
gen Platzm angels leider nicht abdrucken können. D ier hier folgende Erwi­
derung darauf rundet den Aufsatz selbst ab und ergibt m it ihm eine Ganz­
heit. Red.LKJIHGFEDCBA

Raumplanung und Bodenordnung

Die Diskussionsbeiträge haben gezeigt, daß heben der Interdepen­
denz von Bodenordnung und m arktw irtschaftlicher W ettbewerbsord- 

. nung die Interdependenz von Raum planung und Bodenordnung einer 
Darstellung bedarf. Da es um ordnungspolitische Grundsätze und 
Idealvorstellungen geht, wurden zur Klarstellung der Standpunkte 
bewußt spitze Formulierungen gewählt.

I.
O rts- und Landesplanung sind unum gänglich notwendig. D iese Ein­

sicht war im  vergangenen Jahrhundert verloren gegangen; die Folgen 
waren unbeschreiblich! Seit dem letzten Drittel des vergangenen 
Jahrhunderts ist ein um fassendes Recht der Ortsplahung entw ickelt 
worden, das die Stadtplaner zu jeder denkbaren M aßnahm e berechtigt 
und zugleich ausreichenden rechtsstaatlichen Schutz dafür bietet, daß 
erstens diese M aßnahmen nur dann angewendet werden, wenn es das 
öffentliche W ohl erfordert, und daß zweitens der Einzelne vor W ill-

•) Abgedruckt ln der M firz-, April« und  Juni-Num m er. Zu beziehen  durch „evolution“, 
Bern/Schweiz, Sem pachstraße 9.
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kür geschützt w ird. Dieses Recht ist in der Bundesrepublik 1960 im  

„Bundesbaugesetz“ kodifiziert worden. Das Recht der Landesplanung 
ist noch nicht so gut ausgeform t, befindet sich aber in den einzelnen 
Bundesländern in lebhafter Entwicklung. Das Problem der Ortspla­
nung ist die Abwägung von Allgemeininteresse und Autonom ie des 
Einzelnen. Das der Landesplanung die Abwägung zwischen Allge­
m eininteresse und Autonom ie der Gem einden. —  Hier interessiert be­
sonders das Problem der Ortsplanung.

Das LKJIHGFEDCBARecht der Ortsplanung läßt kaum etwas zu wünschen übrig! 
W arum  haben w ir trotzdem Grund, m it den Ergebnissen der Ortspla­
nung unzufrieden zu sein? Die W iderstände der Einzelnen gegen die 
Planungsm aßnahm en und die Versuche der Einzelnen, die Planung 
zu beeinflussen, sind so m ächtig, daß die m eisten guten Ansätze der 
Stadtplaner rasch zunichte gem acht werden. W arum  ist das so? Stan­
dardantwort der Bodenreformer: W egen des Privateigentums an 
Grund und Boden! Das ist streng genomm en falsch, weil es die M ög­
lichkeit einer Bodenordnung gibt,. die trotz Aufrechterhaltung des 
Privateigentums diesen Fehler nicht hat.

II.

W ie m uß die Antwort lauten? —  Gehen wir schrittweise vor: M in­
dert eine Planungsm aßnahme den W ert eines Grundstücks, dann m uß 
der Eigentümer nach geltendem Recht voll entschädigt werden. Stei­
gert eine Planungsmaßnahm e den W ert eines Grundstücks, dann hat 
der Eigentüm er den vollen Vorteil davon; er braucht den Gewinn 
nicht herauszurücken. A lso: Planungsmaßnahmen können wirtschaft­
lich nur Vorteile, aber nie Nachteile bringen; die Bodenordnung ist 
nicht „planungsneutral“. Folge: Jeder Bodeneigentüm er erhofft von 
Planungsm aßnahm en Vorteile; er fühlt sich zurückgesetzt, wenn, an­
deren die Ortsplanung Vorteile bringt und ihm  nicht. Er fühlt sich un­
gerecht behandelt. Er leistet gegen jede Planung W iderstand, die ihm  
die erträum ten Vorteile nicht gewährt. Und ist er klug, dann geht er 
noch weiter: er versucht laufend unter Ausnützung aller seiner Bezie­
hungen innerhalb der Gemeinde, die Ortsplanung—  soweit sie sein 
Grundstück betrifft —  so zu beeinflussen, daß sich W ertsteigerungen 
ergeben, also Erhöhungen der erzielbaren Grundrente. —  Also m uß 
die korrekte Antwort lauten: Die Stadtplaner kom m en deshalb nicht 
voran, weil die privaten Eigentüm er ihre Grundrenten steigern wol­
len.

Gegenprobe: W ir trennen Bodeneigentum  und Bodennutzung. Der 
Gemeinde gehört der Boden; sie hat ihn im Erbbau- und Erbpacht­
recht ausgegeben. Zur Verdeutlichung nehm en wir an, daß die Nut­
zungsrechte kostenlos vergeben wurden, also kein Erbbauzins zu zah-
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len ist. Folge für die Stadtplanung? Derselbe Druck seitens der priva­
ten Interessen, weil die Vorteile der Baurechtsinhaber auf Heller und 
Pfennig genau so groß sind, w ie die der Bodeneigentüm er heute. Sie 
sind zwar befristet; aber 99 Jahre sind fast so gut w ie ewig. D ie Tren­
nung von Bodeneigentum und Nutzung hat für die Stadtplanung also 
keinen W ert. W as nützen Kom petenzen, die wegen starken Gegen­
drucks nicht ausgeübt werden können? —  Der W ert des Gem einde­
eigentum s am Boden und der Vergabe im Erbbaurecht liegt für die 
Stadtplanung darin, daß durch Anpassung des Erbbauzinses an die 
jeweils erzielbare Grundrente dem jenigen, der den Boden nutzt, das 
w irtschaftliche Interesse an der Beeinflussung der Ortsplanung ge­
nom m en werden kann. Die Auswirkungen der Planungsm aßnahm en 
auf die Höhe der Grundrente interessieren ihn nicht m ehr.

Denselben Effekt erzielt die „Bodenwertsteuer“. Auch sie schöpft 
die jeweils erzielbare Grundrente zugunsten der Allgemeinheit ab. 
D ie Höhe des vom Bodennutzer an die öffentliche Hand zu zahlenden 
Jahresbetrages ist gleich. Er hat nur einen anderen Nam en: statt 
„Erbbauzins“ heißt er „Bodenwertsteuer“. (Besser wäre natürlich der 
Name „Grundsteuer“, aber der ist leider besetzt, weil darunter heute 
eine Steuer verstanden wird, deren Bemessungsgrundlage die Sum m e 
von Bodenwert und Hauswert ist. D ie heutige Grundsteuer besteuert 
also nicht nur den Bodenwert, sondern auch die m it dem Boden fest 
verbundenen Investitionen; sie bestraft das Investieren; wenn das 
kein konjunkturpolitischer Anachronism us ist.. - !).

Untersuchen wir den W ert des Erbbaurechts für die Stadtplanung 
näher. Ein neues Baugebiet ist geplant. Straßen, Fluchtlinien, Ge­
bäudehöhe, die zulässige Lärm-, Rauch- und Abgase-Entwicklung sind 
festgelegt. D ie Parzellierung ist dem gemäß vorgenom men. Die Stadt 
bietet die Grundstücke zur Nutzung im Erbbaurecht an. Sie setzt für 
die einzelnen Grundstücke den Erbbauzins fest. Setzt sie ihn zu hoch, 
w ill das Grundstück niem and haben. Setzt sie ihn zu niedrig, wollen 
es viele haben; einem wird es zugeteilt; der Glückliche ist schlau und 
verkauft das Erbbaurecht sogleich wieder; als Preis erhält er die Ka­
pitalisierung der Differentialrente zwischen Erbbauzins und erziel­
barer Grundrente; der böse Spekulant! Er bekam es doch um sonst. —  
Die zeitliche Begrenzung des Erbbaurechts hält also keine Spekulan­
ten ab; sie‘bewirkt nicht, *,daß als Nachfrager fast nur noch die w irk­
lichen Bewirtschafter auftreten“! —  Trifft die Stadt m it dem  Erbbau­
zins gerade die Höhe der Grundrente, dann w ird nur einer das Grund­
stück haben wollen, der beste W irt (er würde dem Spekulanten übri­
gens auch den höchsten Preis für das nackte Erbbaurecht bezahlen). 
W er ist der beste W irt? Derjenige, der das Grundstück bei LKJIHGFEDCBAden gege­
benen Nutzungs-Vorschriften am besten zu nutzen weiß. — Bei der
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Vergabe der unbebauten Grundstücke kann sich die Stadt die Erm itt­

lung des Erbbauzinses dadurch erleichtern, daß sie die Erbbaurechte 
an die M eistbietenden versteigert.

Das Erbbaurecht darf also —  außer dem laufenden Erbbauzins —  
keinen Preis haben. Es hat keinen Preis, wenn der Erbbauzins der 
Höhe der vom besten W irt erzielbaren Grundrente entspricht oder 
m it anderen W orten: wenn der Erbbauzins dem W ert der m öglichen 
Nutzung entspricht. Der Um fang der m öglichen Nutzung wird durch 
die Stadtplanung bestim mt. Der „beste W irt“ versteht es, die m ög­
lichen Nutzungen auch voll zu ziehen. Er nutzt das Grundstück in vol­
lem Um fang. Der schlechte W irt läßt einen Teil der m öglichen Nut­
zungen ungenutzt, also brach liegen. Das bedeutet, daß der „beste 
W irt“ die Vorstellungen der Stadtplaner von sich aus voll verwirk­
licht, während der schlechte W irt dies nur teilweise tut. Infolge der 
geringeren Ausnutzung erzielt der schlechte W irt eine geringere als 
die erzielbare Grundrente. Er m acht Verluste, weil sich der Erbbau­
zins nach der erzielbaren und nicht nach der tatsächlich erzielten 
Grundrente richtet. A lso: W enn sich der Erbbauzins nach der erziel­
baren Grundrente richtet, zw ingt das den Inhaber des Nutzungsrechts, 
das Grundstück in dem Um fang zu nutzen, wie es die Stadtplanung 
erlaubt. Folge: D ie Stadtplanung führt die Nutzungsberechtigten am  
kurzen Zügel! Das ist ein enorm er Vorteil gegenüber dem heutigen 
Zustand. Bleiben die Nutzungen heute hinter den von der Stadtpla­
nung eingeräum ten Nutzungsm öglichkeiten zurück, dann entgeht ein 
m öglicher Gewinn, aber es entsteht noch kein Verlust, der zum Han­
deln zwänge. W ir lassen es zu, daß der knappe Boden schlecht genutzt 
w ird; wir haben ein Paradies für schlechte W irte und Bodenhorter!

W orin unterscheidet sich die Bodenordnung m it Privateigentum  
und Bodenwertsteuer von der geschilderten Bodenordnung m it Ge­
m eindeeigentum und Erbbaurechtsverträgen? Die Vorschriften der 
Stadtplanung für die einzelnen Grundstücke sind dieselben. Der jähr­
lich an die öffentliche Hand zu entrichtende Betrag ist derselbe. Die 
Stadtplaner führen die Privateigentümer am selben kurzen Zügel w ie 
die Erbbauberechtigten!

W enn die Bodenwertsteuer der erzielbaren Grundrente ent­
spricht, hat der Boden keinen (weiteren) Preis m ehr. Es w ill ihn näm ­
lich nur noch einer haben: der beste W irt; alle anderen m achen wegen 
der Höhe der Bodenwertsteuer Verluste.

III.

Soviel zur wirtschaftlichen Seite des Problem s Raumplanung und 
Bodenplanung. Es gibt noch eine andere ebenso w ichtige. Sind es doch 
prim är nichtw irtschaftliche oder „überwirtschaftliche“ Interessen,
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derentwegen sich eine Raumplanung als notwendig erweist: Das In­

teresse an m öglichst schöner Gestaltung unserer Um welt.

Ein derartiges Interesse hat nicht nur die Allgem einheit, sondern 
vielfach auch der Bürger. Er hat bestim mte Vorstellungen darüber, 
welches Gesicht die Um gebung haben soll, in der er wohnt und die 
in der er arbeitet, in der er ein wirtschaftliches oder kulturelles Un­
ternehm en aufbaut oder betreibt. W ie, wenn die Vorstellungen eines 
Bürgers von denen der Allgem einheit abweichen? Gewiß, in einem 
dem okratischen Land hat er Einfluß auf die W illensbildung der A llge­
m einheit und dam it auch auf die Ortsplanung. W as tut aber der Bür- 
der, der überstim m t wurde? Lebt er künftig nach den Vorstellungen 
der M ehrheit? Vielleicht! Vielleicht sucht er aber einen Ausweg. Es 
gibt zwei, einen friedlichen und einen unfriedlichen. Den letzteren 
kennen wir schon: Druck auf die Stadtplaner m it allen M itteln. Sie 
brauchen hier nicht ausgem alt zu werden; wer m it den Problem en 
der Stadtplanung auch nur ein wenig vertraut ist, weiß, w ie weit viele 
der in solchen Situationen — aus idealistischen M otiven! — ange­
wandten M ittel außerhalb der Legalität liegen.

Der Druck auf die Stadtplaner ist um so größer, je weniger der an­
dere Ausweg gangbar ist: der Um zug von einem Grundstück auf ein 
anderes, aus einem Stadtviertel in ein anderes, aus einer Stadt in eine 
andere. Die Freizügigkeit ist uns verfassungsrechtlich verbrieft, 
aber...

Betrachten w ir genau die Situation des in der M inderheit sich be­
findlichen Bürgers. Er hat ein Grundstück; die Gemeinde w ill für die­
ses und die Nachbargrundstücke Pläne aufstellen, die es dem Bürger 
nicht gestatten, seine Baupläne zu verwirklichen. Soll er um  eine Aus­
nahm egenehmigung oder für andere Stadtpläne m it aller Verbissen­
heit käm pfen oder soll er sich um schauen, wo die Ortspläne die Ver­
w irklichung seiner Baupläne zulassen? Er sollte das letztere tun! 
Können w ir ihm das aber zum uten? Nur, wenn es zumutbar ist, wenn 
es Aussicht auf Erfolg verspricht, w ird er es tun. D ie Situation heute: 
Es gibt praktisch im m er Grundstücke, bei denen die Ortsplanung 
gerade die Bauweise vorsieht, die den Vorstellungen unseres Bür­
gers entspricht, aber —  sind diese Grundstücke zu haben? Das hängt 
von der M obilität des Im mobilienm arktes ab und die ist heute be­
kanntlich außerordentlich gering. Ursache: Hortung des Bodens. Ge­
hortet sind nicht nur die brachliegenden Grundstücke, sondern auch 
alle diejenigen, die nur teilweise genutzt werden, die also einer vollen 
Nutzung durch einen besseren W irt vorenthalten werden. D iese Hor­
tung verschärft die natürliche Knappheit ganz gewaltig.

Ein Teufelskreis: V iele nutzen Grundstücke, die ihren Bedürfnissen 
nicht ganz entsprechen, weil sie ein besseres Angebot nicht gefunden
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haben. Sie bieten das eigentlich unpassende Grundstück ihrerseits 

nicht an, weil sie befürchten, kein passenderes zu finden. Denn: lieber 

ein unpassendes Grundstück als gar keines! Der Hang zum Boden 
m acht den Im mobilienmarkt im m er zähflüssiger, im m er im m obiler! 
Ein Eldorado für geschickte Spekulanten, die riesige Gewinne erzie­
len, wenn sie es trotz allem fertig bringen, dem rechten M ann das 
rechte Grundstück zu verschaffen.

Dem Hang zum Boden kann nur eine laufende Abgabe in Höhe der 
durch den besten W irt erzielbaren Grundrente entgegenwirken. Die 
Aussicht, sich zu verbessern, schafft bei weitem nicht so viel Bewe­
gung, w ie drohende Verluste. Schlechte W irte m achen Verluste, 
die erzielbare Grundrente m ittels Erbbauzins oder Bodenwertsteuer 
abgeschöpft w ird. Jeder w ird gezwungen, das Grundstück zu suchen, 
das seinen Bedürfnissen entspricht und das Grundstück m öglichst 
rasch aufzugeben, das ihnen nicht voll entspricht.

Herrliche Zeiten für Vermittler werden anbrechen! Je geschickter 
die Vermittlung, um  so größer der volkswirtschaftliche Nutzen, um so 
größer der Nutzen von Erwerber und Veräußerer und um so größer 
der Lohn für den Vermittler. Es lebe die ausgleichende Funktion der 
Spekulanten!

Beim Erbbaurechtsvorschlag besteht nun allerdings die große Ge­
fahr, daß die Veräußerung des Erbbaurechts an allerlei Genehm igun­
gen öffentlicher Stellen gebunden wird. Das heutige Erbbaurecht 
schließt diese M öglichkeit nicht aus und die heutige Praxis m acht von 
ihr in weitestem Um fange Gebrauch. Das hängt allerdings nicht m it 
städteplanerischen Notwendigkeiten zusam m en, sondern dam it, daß 
m it der Vergabe eines Erbbaurechts heute in der Regel sozialpoli­
tische oder wirtschaftspolitische Ziele verbunden sind und deshalb 
der Erbbauzins unter der erzielbaren Grundrente festgesetzt w ird. 
D ie Genehm igungsvorbehalte sollen einer Realisierung dieser Begün­
stigungen durch eine Veräußerung an kapitalkräftige Interessenten 
verbeugen.

Diese Praxis ist gefährlich, denn die Genehm igungsvorbehalte 
m achen erstens den Bodenm arkt illiquid und erfassen zweitens m it 
dem Erbbaurecht die m it diesem unlösbar verbundenen Kapitalin­
vestitionen! Es geht nicht an, in einer freien Gesellschaft und W irt­
schaft die Veräußerung von Häusern, Industriebetrieben etc. auf dem  
Um weg über das Erbbaurecht an die Genehm igung öffentlicher Stel­
len zu binden. Noch schlim m er wäre es, wenn die Aversion vieler Bo­
denreform er gegen den Bodenhandel und das Schlagwort, der Boden 
dürfe keine W are sein, zur völligen Ausschaltung der privaten Ver­
m ittlung und zur Schaffung von öffentlichen Vermittlungsstellen m it 
Vermittlungsm onopol führen würde —  wenn m an neben das Arbeits­

wenn
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am t auch noch ein Bodenam t setzen wollte. Der Im m obilienm arkt 

würde noch zähflüssiger werden und seine Funktionsfähigkeit vol­
lends verlieren.

D ie Folgen für die Stadtplanung und die Bodenreform  selbst wären 
wahrscheinlich tödlich. W er nicht leicht ein anderes Grundstück fin­
det, übt auf die Planungsstellen allen erdenklichen Druck aus, in sei­
nem Sinne zu planen; die dem okratische W illensbildung über die 
Ortspläne wäre (noch stärker als heute schon) permanent durch M a­
chenschaften und Obstruktion beeinträchtigt oder lahm gelegt. —  Die 
Bodenreform würde für alle, die auf einem für sie ungeeigneten  
Grundstück sitzen, völlig unerträglich, weil sie dafür bestraft würden, 
auf einem ungeeigneten Grundstück zu sitzen, und doch durch büro­
kratische Institutionen und die Strangulierung des freien Bodenm ark­
tes gehindert wären, sich selbst zu helfen. W enn es gelingen sollte, 
eine derartige Bodenreform  durchzuführen, w ird es doch nicht gelin­
gen, sie aufrechtzuhalten. Sie m üßte unter politischem Druck ver­
wässert werden und zwar beginnend damit, daß in 'Einzelfällen, also • 
w illkürlich, die drückenden Erbbauzinsen unter die erzielbaren 
Grundrenten gesenkt würden. Eine m aßlose Verzerrung der m arkt­
w irtschaftlichen W ettbewerbsordnung wäre die unausweichliche 
Folge.

D ie Bodenreform darf uns nicht in die Unfreiheit führen! Kampf 
den antiliberalen Bodenreformen, die das Ziel verfehlen, die in ty­
pisch sozialistischer W eise m it vordergründigen Schlagworten das . 
Bodeneigentum däm onisieren und die die freie W eitergabe des Bo­
deneigentum s oder des Erbbaurechts von privater Hand zu privater 
Hand, d. h. den freien .Handel m it Grundstücken und „grundstücks­
gleichen Rechten“ (w ie die Juristen das Erbbaurecht ganz richtig nen­
nen) und die freie Initiative bei der Vermittlung dieses Handels be­
hindern oder ausschalten wollen.

IV .

W as hat der Erbbauvertrag m it der Stadtplanung zu tun? Er dient 
der Abschöpfung der erzielbaren Grundrente. Ja, und weiter? W eiter 
nichts! W as ist denn Inhalt des Vertrages? Das Recht, den Boden ge­
gen Entrichtung des Erbbauzinses in vollem Um fang unter Ausschluß 
des Eigentüm ers zu nutzen. Art und Um fang der Nutzung ergeben 
sich aus dem Stadtplan, also aus dem öffentlichen Recht, dem Bau­
recht. Es ist sinnlos, sie im Vertrag zu wiederholen; das hätte nur zur 
Folge, daß bei einer Änderung der Ortsplanung auch die Baurechts­
verträge geändert werden m üßten. Die privatrechtlichen Erbbau­
rechtsverträge würden nur das ohnehin geltende öffentliche Recht 
nachplappern, in notarieller Form , versteht sich.
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In einem  Punkt ist allerdings bei Änderungen der Ortsplanung eine 
Vertragsänderung notwendig: der Erbbauzins m uß neu festgesetzt 
werden, nach oben oder unten, je nachdem, ob die Planungsmaßnahm e 
die Nutzungsm öglichkeiten des Grundstücks erhöhte oder vermin­
derte. In notarieller Form , bitte; w ie es sich für das Privatrecht ge­
hört; der Erbbauzins ist neben der Einräum ung des Nutzungsrechts 
der w ichtigste Vertragsinhalt! Überhaupt „Vertrag“: hoffentlich wird 
m an sich über die neue Höhe des Erbbauzinses einig! Vertrag ist Ver­
trag; Änderungen jederzeit, aber nur im gegenseitigen Einverständ­
nis. —  So nicht? Einseitige Änderungen durch eingeschriebenen Brief, 
durch Erbbauzins —  Änderungsbescheid? Klingt ja ganz wie vom  
Finanzam t oder einer anderen Behörde. Stimm t: es handelt sich de 
facto um eine einseitige Regelung der Pflichten eines Bürgers durch 
den Staat, also um einen Verwaltungsakt. Rechtsschutz bieten die 
Verwaltungsgerichte.

M erkwürdige M ischung von zivilem  und öffentlichem Recht! Aber 
der Einbruch des öffentlichen Rechts läßt sich nicht um gehen, es geht 
ja um rein öffentliche Interessen! W enn aber der Um fang der Nut­
zungen und die dafür an die Allgem einheit zu entrichtende Abgabe 
(„Erbbauzins“) durch einseitig gesetztes öffentliches Recht bestim m t 
werden, was bleibt dann als Inhalt des Erbbaurechtsvertrages?

W ie ist es bei der Bodenwertsteuer? Sie ist von vorneherein eine 
öffentlich-rechtliche Abgabe, also kein Problem . Der Um fang der 
Grundstücke wird durch die Stadtplanung, also ebenfalls öffentliches 
Recht, bestim mt. Ändern sich infolge von Änderungen der Ortspla­
nung die Nutzungsm öglichkeiten-, dann wird die Bodenwertsteuer 
durch Änderungsbescheid der nunm ehr erzielbaren, höheren oder 
niedrigeren Grundrente angepaßt. W ar die Planungsänderung m it • 
einem Eingriff in die Bausubstanz (investiertes Kapital) verbunden, 
dann erfolgt gleichzeitig eine Enteignungsentschädigung (wie heute 
auch), ebenfalls nach öffentlichem Recht.

Auch die Entschädigung für Enteignungen des investierten Kapitals 
lassen sich im Erbbaurechtsvertrag nicht regeln; sie sind nicht vor­
hersehbar und m üssen ihrer Natur nach ebenso einseitig festgesetzt 
werden können, wie der Erbbauzins. Auch die Regelung von Enteig­
nungsentschädigungen gehört zum öffentlichen Recht.

Aber es bleibt noch etwas übrig für den Erbbaurechtsvertrag: die 
juristische M üllabfuhr der Trüm m er, die bei der Trennung von Bo­
deneigentum und Bodennutzung entstehen! Es sei denn, m an gibt die • 
zeitliche Begrenzung der Erbbaurechte auf und schafft „Ewige Erb­
baurechte“. Dann heißt das Bodeneigentum eben künftig Erbbaurecht.

W as ist denn der Erbbauberechtigte anderes als ein Eigentümer auf 
Zeit?! Alle Nutzungen des Bodens, die Stadtplanung erlaubt, stehen
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ihm zu. Der Eigentümer darf als solcher gar nichts weiter als den 

Erbbauzins verlangen. M ehr Rechte gibt ihm sein Eigentum nicht! 
A lles andere m uß m it H ilfe des öffentlichen Rechts durchgesetzt wer­
den; dazu braucht die Stadt aber nicht Eigentüm erin des Bodens zu 
sein. Für die Anwendung des öffentlichen Rechts ist es völlig belang­
los, ob der betroffene Bürger auf dem betroffenen Grundstück ein 
Haus kraft Eigentum s am Boden oder kraft Erbbaurechts hat.

W ichtig ist nur: erstens daß dieser Bürger an der Grundrente nicht 
interessiert ist, weil er sie entweder unter der Bezeichnung „Erbbau­
zins“ oder unter der Bezeichnung „Bodenwertsteuer“ an die öffent- 
liche Hand abführen m uß; zweitens, daß die M obilität des Boden- • 
m arktes so groß wie irgend m öglich ist. Die m arktw irtschaftliche 
Eigengesetzlichkeit der dadurch geschaffenen Interessenlage koordi­
niert den Eigennutz des Bürgers bei der Nutzung des Bodens m it den 
Interessen der A llgem einheit, w ie sie in den Ortsplänen ihren N ieder­
schlag gefunden haben.

Das Erbbaurecht ist als M ittel, um  die Grundrente in die öffentliche 
Hand zu bringen, nur m äßig geeignet. Es ist ein Institut des zivilen 
Rechts, geschaffen zur Ordnung der Rechtsverhältnisse zwischen Pri­
vatleuten. Soll es öffentlichen Interessen dienen, dann wird es unver­
sehens vom öffentlichen Recht überlagert. Aber nicht nur das: es er­
weist sich auch als zu um ständlich. D ie notarielle Form und die Not­
wendigkeit einer im m er unbefriedigend bleibenden Regelung für den 
Fall des Ablaufs des Erbbaurechts sind unnötige H indernisse auf dem  
W eg zu den entscheidenden Zielen: Der Befreiung der Stadtplanung 
vom Druck der wirtschaftlichen und ideellen Privatinteressen und 
der Einfügung der Bodenordnung in die m arktw irtschaftliche W ett­
bewerbsordnung, von der im vorangegangenen Aufsatz die Rede war.

V .

D ie Bodenordnung kann m it den M itteln des öffentlichen Rechts: 
Recht der Ortsplanung, Bodenwertsteuer, Enteignungsentschädigung 
(bei Eingriffen in investiertes Kapital, das m it dem Boden fest ver­
bunden ist) am besten gestaltet werden. Planungs- und Enteignungs­
recht haben wir. D ie Bodenwertsteuer ist durch eine Reduzierung der 
Bemessungsgrundlage der heutigen Grundsteuer leicht zu schaffen; 
statt der Sum m e von Bodenwert und Kapitalwert wäre nur noch der 
Bodenwert Bemessungsgrundlage. Die so gewonnene Bodenwert­
steuer ließe sich schrittweise oder auf einm al bis zur Höhe der erziel­
baren Grundrenten anheben. Die Bodenwertsteuer wirkt auch dann 
bereits in der von Stadtplanern und M arktw irtschaftlern  erwünschten 
Richtung, wenn sie erst einen Teil der. Grundrente erfaßt. Die Hor­
tung und schlechte Nutzung bringen Verluste. Der notwendige Ange-
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botsdruck, das notwendige Gegengewicht gegen den Hang zum Boden, 

beginnen sich auszuwirken.

Es m uß daher ein vordringliches politisches Ziel sein, aus der heu­
tigen unsinnigen Grundsteuer eine Bodenwertsteuer zu m achen! Das 
gilt auch für diejenigen Bodenreform er, die den Erbbaurechtsvor­
schlag nicht aufgeben wollen. D ie Bodenwertsteuer bringt die Grund­
stücke an den M arkt und erleichtert dam it den „Rückkauf“.

Uberwälzbar ist die Bodenwertsteuer ebensowenig wie der Erb­
bauzins. Beide werden vom Eigentüm er bzw. Erbbauberechtigten aus 
den ihnen zufließenden Nutzungen (der faktischen Grundrente) be­
zahlt.

Überwälzbarkeit würde bedeuten: Ein Bodeneigentüm er hat heute 
eine Grundrente von 1 000,—  DM . Künftig soll er eine Bodenwert­
steuer von 1 000,—  DM zahlen. Der Eigentüm er m üßte in der Lage 
sein, seine Prodüktenpreise oder M ieten so weit zu erhöhen, daß er 
doch w ieder ein arbeitsloses Einkom m en von 1 000,—  DM  übrigbehält. 
Ist er dazu in der Lage? W enn ja, warum drückt er dann nicht schon 
heute ein arbeitsloses Einkom m en von 2 000,—  DM durch?

Die Grundrenten sind der laufende Preis der Bodennutzungen. Die 
künstliche Verknappung der Bodennutzungen infolge von Hortung 
und schlechter Bewirtschaftung hindert nicht, daß die Grundrenten 
(anders die Bodenpreise!) den Grad der Knappheit an Bodennutzun­
gen widerspiegeln, d. h. das Verhältnis von Angebot und Nachfrage 
nach Bodennutzungen. Daher könnten die Grundrenten infolge einer 
Bodenwertsteuer und zum Zwecke ihrer Überwälzung nur dann auf 
das Doppelte (alte Grundrente plus Bodenwertsteuer) steigen, wenn 
die Bodenwertsteuer das Verhältnis von Angebot und Nachfrage an 
Bodennutzungen in Richtung auf eine weitere Verknappung der Bo­
dennutzungen beeinflussen würde. Das würde voraussetzen, daß die 
Einführung der Bodenwertsteuer eine Verkürzung des Angebots oder 
eine Erweiterung der Nachfrage zur Folge hätte. Für einen Einfluß 
der Bodenwertsteuer auf die Nachfrage nach Bodennutzungen ist 
nichts ersichtlich. Das Angebot an Bodennutzungen wird durch die 
Bodenwertsteuer nicht verringert, sondern vergrößert, weil die Hor­
tung, speziell auch in Form nur teilweiser Nutzung wirtschaftlich un­
m öglich wird, w ie schon gezeigt wurde. Die Einführung der Boden­
wertsteuer würde demnach keine Verdoppelung der Grundrente zur 
Folge haben. Sie ist nicht überwälzbar und m uß aus der laufenden 
Grundrente bezahlt werden.

D ie Auflösung der sichtbaren und unsichtbaren Bodenhorte würde 
sogar die heute herrschende künstliche Verknappung der Bodennut­
zungen beseitigen und ein entsprechendes Sinken der laufenden 
Grundrenten zur Folge haben, was bei Einführung der Bodenwert-
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Steuer zu berücksichtigen wäre.
Durch die Bodenwertsteuer verliert der Boden seinen Kapitalwert, 

er w ird „entkapitalisiert“. W o dem Privatm ann die Grundrente nicht 
verbleibt, kann er nichts m ehr kapitalisieren. —  Daraus ergibt sich 
als praktische Folgerung, daß die Bodenwertsteuer (Erbbauzins) dann 
die volle erzielbare Grundrente erfaßt hat, wenn für den nackten Bo­
den (Erbbaurecht) bei Handänderungen nichts m ehr bezahlt wird 
bzw. voraussichtlich nichts m ehr bezahlt werden würde. —  Der Ent­
zug des Kapitalwertes ist eine Enteignung im  Sinne des Enteignungs­
rechts; die Eigentümer m üssen dafür durch Kapitalzahlungen ent­
schädigt werden und zwar in Höhe des Kapitalwertes, den der Boden, 
am Stichtag hat und der zugleich Grundlage der m it dem Stichtag be­
ginnenden Besteuerung ist.

D ie technische Durchführung der Entschädigungsaktion ist eine 
Aufgabe für Finanzexperten. Das Kapital kann z. B . in handelbaren, 
rückzahlbaren Obligationen gegeben werden, die den landesüblichen 
Zins bringen. D ie Verzinsung und Rückzahlung kann aus den steigen­
den Grundrenten-Einnahm en der öffentlichen Hand erfolgen. Bei sin­
kendem Zins kann eine Konvention der Obligationen vorgenom m en 
werden, um nachhaltigen Kursgewinnen die Spitze abzubrechen. 
M öglich wäre es auch, von vorneherein einen variablen Zins vorzu­
sehen, der der jeweils üblichen Durchschnittsrendite entspricht und 
dadurch den Kurs bei 100°/o stabilisiert.

VI.

Das Erbbaurecht ist das seit Jahrzehnten bewährte bodenrefor- 
m erische M ittel der Bürgerm eister, die m it Recht nicht auf eine Bo­
denreform seitens des Staates gewartet haben und denen eine Boden­
reform m it den Nachteilen des Erbbaurechts m it Recht lieber war als 
gar keine Bodenreform . Sie können öffentliches Recht zur Einziehung 
der Grundrente nicht schaffen, also wählen sie den Um weg über das 
Zivilrecht: den Ankauf und das Erbbaurecht. — Der Staat kann 
öffentliches Recht zur Einziehung der erzielbaren Grundrente setzen; 
es wäre ungeschickt, wenn er’s nicht täte und die Bodenreform im  
Bürgerm eister-Stil betriebe!

Noch vor einer weiteren Gefahr m uß gewarnt werden: Die Grund­
rente gehört nicht in die Hände der Gem einden! M achen wir die Ge­
m einden zu Grundrentnern, dann wird es der Landesplanung nicht 
besser gehen, als heute der Ortsplanung: der Druck der Grundrenten­
interessenten wird die um fassendsten Landesplanungskompetenzen  
lahmlegen.

In der Bundesrepublik kann m an in allen Zeitungen lesen, daß dem  
W irksam werden der Landesplanung —  insbesondere hinsichtlich einer

tfll
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Auflockerung der Ballungsräum e — die heutige Struktur der Ge­

m eindesteuern im W ege stünde, und daher der erste Schritt der 
Raum ordnung eine Reform der Gem eindefinanzen sein m üsse. Es 
handelt sich dabei um die Gewerbesteuer, die das Rückgrat der Ge­
m eindefinanzen bildet. D ie Bürgerm eister wurden zu Industrie-W er- 
bern; je m ehr Industrie, um so m ehr Steuereinnahm en. Vorhandene 
Industrie darf nicht verärgert und m uß gegen Regierungsmaßnahmen 
evtl, auch abgeschirm t werden. W en wundert da, daß allen gesetz­
lichen Bestimm ungen zum Trotz, Lärm, Rauch, Ruß und giftige Ab­
gase noch nicht stärker eingedäm m t sind? —  Zudem ist die „Bürger­
m eister-Fraktion“ quer durch die Parteien in allen deutschen Land­
tagen eine der stärksten und stabilsten Fraktionen!

W er der Landesplanung und der Raum ordnung über die Staats­
grenzen hinaus zum Erfolg verhelfen und einem Absinken in kom ­
m unalpolitischen Provinzialism us Vorbeugen will, der setze sich als 
Fernziel für die Rückverteilung der Grundrente zu gleichen Teilen 
auf den Kopf der Erdbevölkerung ein. W ir sollten uns weder von Ku­
weit ausbeuten lassen, noch irgendeinem Volk der Erde Anlaß zu der 
Behauptung geben, es sei ein „Volk ohne Raum“.

VII.

Herrn LKJIHGFEDCBADorfner bin ich für den Hinweis sehr dankbar, daß es der 
A llgemeinheit gegenüber nicht ohne weiteres gerechtfertigt ist, den 
Boden zu den M arktpreisen zurückzukaufen, die sich unter der heu­
tigen Bodenordnung bilden — oder die Eigentümer in Höhe dieser 
Preise bei Einführung einer Bodenwertsteuer zu entschädigen.. Den 
Ertragswert der derzeitigen Grundrente zugrundezulegen scheint m ir 
diskutabel. —  Das Problem war m ir bereits klar, ich m uß aber ge­
stehen, m ir darüber noch keine näheren Vorstellungen gebildet zu 
haben und m öchte sie auch jetzt nicht aus dem Ärmel schütteln. Es 
ist bei derartigen Dingen aber auf jeden Fall zweierlei zu prüfen: 1. 
W ie hoch sollte die Entschädigung sein —  nach wirtschaftspolitischen 
Grundsätzen? 2. W ie hoch m uß sie nach dem geltenden Verfassungs­
recht (in der Bundesrepublik z. B . Art. 14 Abs. III des Bonner Grund­
gesetzes) sein?

Herr Dorfner irrt ebenso wie Herr Eberhard, wenn er die von m ir 
vertretene Bodenwertsteuer m it dem Vorschlag H. K . R. Müllers 
gleichsetzt. Der Vorschlag der Bodenwertsteuer ist alt; die klassischen 
Nationalökonomen haben ihn ausgiebig diskutiert. M it dem größten 
Erfolg wurde er von Henry George vertreten, dessen Hauptwerk 
„Fortschritt und-Arm ut“ als preisgünstige Kurzausgabe in guter 
Übersetzung 1959 im econ-Verlag, Düsseldorf, wieder erschienen 
ist. Ich nahm an, ich könnte die Kenntnis dieses W erkes voraussetzen;
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m ea culpa. Es ist bezüglich des Vorschlages sehr klar; in seinen kon­

junkturtheoretischen Teilen ist es seit LKJIHGFEDCBAGesell überholt. Darunter hat 
der Reform vorschlag ebenso gelitten, wie unter dem  Zerreden durch  
die Interessen-Vertreter. Das Buch, das wohl als einziges volkswirt­

schaftliches W erk  überhaupt eine  M illionenauflage erreichte, ist heute 
noch lesenswert!

Der Vorschlag von H. K. R. M üller ist wirtschaftlich gesehen ohne 
weiteres durchführbar. In  dem  M om ent, in  dem  der Zins für erstklas­

sige langfristige Kapitalanlagen gegen Null geht, erfaßt die Grund­

rentenzuwachssteuer die volle Grundrente, d. h. sie entspricht dann  
der Bodenwertsteuer.

Verfassungsrechtlich könnten bei der W egsteuerung des relativen  
Grundrentenzuwachses m öglicherweise Schwierigkeiten entstehen, 
weil es wohl als Enteignung  betrachtet würde, wenn dem  Bodeneigen­

tüm er m it gesetzlicher Gewalt genom m en wird, was dem Kapital­

eigentüm er die M arktentw icklung nim m t. —  Aber die rechtliche Be­

urteilung  bleibt abzuwarten. W arum  soll aber m it der Einziehung  der 
vollen Grundrente gewartet werden, bis der Zins auf Null gesunken  
ist? Ich sehe keinen Anlaß! Die W egsteuerung der vollen Grundrente  
hat gegenüber der teilweisen W egsteuerung so viele ordnungspoli­

tische Vorteile, daß dam it m öglichst nicht gewartet werden sollte.

Ich habe H. K. R. M üller bisher im m er so verstanden, daß bei sei­

nem  Vorschlag eine Entschädigung  nicht notwendig  sei, weil den Bo­

deneigentüm ern  der heutige Verkehrswert der Grundstücke erhalten 
bleibe. —  Das stim m t nur solange, bis der Zins nahe an Null kom m t; 
dann wird eine Entschädigung unverm eidlich.

Gehen wir von dem Grundstück aus, das eine gleichbleibende 
Grundrente von 1 000,—  DM  abwirft. Bei 5%  Zins beträgt sein W ert 
20 000,—  DM . Sinkt der Zins auf 1% , dann m uß eine Steuer von  
800,—  DM jährlich erhoben werden; es bleiben dem Privaten  
200,—  DM , die kapitalisiert einen Verkehrswert von 20 000,—  DM  
ergeben. Herr Eberhard zitiert den Satz M üllers: „Dem zufolge ergibt 
dann die m it dem jeweils geltenden Landeszinsfuß kapitalisierte  
privatw irtschaftlich  verbleibende Grundrente stets nur den ursprüng­

lichen unveränderten Bodenwert."

A lso:
Grdrente = privat + Steuer 

1000,—  =  1000,—  +
1000,—  =  200,—  +  800,—

1000,—  =  100,—  +  900,—

1000,—  =

1000,— =

1000,—  =

Zins

5°/o

l°/o

V20/o

Vio0/o

Vioo% )

0°/o

Verkehrswert 

20 000  —  
20 000,—  
20  000,—  
20 000,—  
20 000,—

0

20,— +  980,—

2,— +  998,—

0 . + 1000,— ?
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Das Zahlenbeispiel zeigt, daß die M arktkräfte nicht in der Lage 
sind, zu dem ' ursprünglichen Verkehrswert hinzuführen, wenn der 
Zins und die privat verbleibende Grundrente sehr gering werden. 
M eines Erachtens w ird die Funktionsfähigkeit schon verloren gehen, 
sobald der Zins unter l°/o sinkt. ■

Jedenfalls ist unzutreffend, was Herr Eberhard über den Zeitpunkt 
schreibt, in dem der Landeszinsfuß bei 0°/o angekom men ist, und in­
folgedessen die ganze Grundrente weggesteuert w ird: „Der Boden 
hat dann nur noch seinen Verkehrswert, keinen Kapitalwert m ehr, 
gleich wie das Geld und die Sach- und Investitionsgüter, die vorher 
.Kapital* waren*.*. Kein Erwerber denkt daran, für den Boden an den 
Veräußerer noch einen Preis zu bezahlen,1 wenn er die volle Grund­
rente an die öffentliche Hand abgeben m uß! Hat die Bodenwertsteuer 
die Höhe der erzielbaren Grundrente, dann wird nur soviel Boden 
nachgefragt, w ie zum  Preis Null angeboten wird (wegen der Last der 
Bodenwertsteuer).

Bei voller Bodenwertsteuer ist der Verkehrswert des Bodens 
Null. —  Anders bei Sachgütern; sie haben auch beim Zins von Null 
einen Preis, denn sie haben Herstellungskosten, nutzen sich ab und 
m üssen erneut hergestellt und gekauft werden. D ie Erdoberfläche hat 
weder Herstellungskosten noch verbraucht sie sich. Der Boden ist 
nicht nur unverm ehrbar, sondern auch unverringerbar!

Daher w ird auch bei der Grundrentenzuwachsabgabe eine Entschä­
digung notwendig, sobald der Zins m erklich unter l°/o fällt.

Es dürfte von Vorteil sein, die Bodenreform nicht an eine Geld­
reform zu binden. Deren Ziele hinsichtlich des Zinses werden in ver­
deckter Form durch die schleichende Inflation vielleicht schneller er­
reicht, als w ir heute ahnen! In einer derartigen Situation ist M üllers 
Vorschlag aber undurchführbar.LKJIHGFEDCBA

Eckard tiehrana
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Zur Konjunkturlehre*)

W enn wir uns m it den wissenschaftlich-theoretischen Grundlagen 
der Schaffung und Erhaltung einer wirtschaftlichen Dauerkonjunk­
tur befassen, befinden wir uns in einer gewissen Kampfsituation.'W ir 
stehen einerseits der breiten Öffentlichkeit, die von diesen Problem en 
nichts weiß —  und zum Teil auch nichts davon wissen will —  und auf 
der anderen Seite der W issenschaft gegenüber und wir m üssen ver­
suchen, dieser Situation Rechnung zu tragen, näm lich auf der einen 
Seite das Bewußtsein der Öffentlichkeit aufzurütteln und auf der an­
deren Seite m it der W issenschaft zusam m enzuarbeiten. Die W issen­
schaft hat es wegen ihrer Traditionsgebundenheit nicht ganz leicht, 
neue Erkenntnisse rasch zu konzipieren, wobei es, w ie es leider im ­
m er wieder geschieht, nicht angeht zu sagen, daß die W issenschaft in 
ihren Geleisen festgefahren sei. Natürlich ist ein Körnchen W ahrheit 
daran. Aber auf der anderen Seite dürfen wir nicht vergessen, daß 
eine Theorie, die tatsächlich von einer Außenseite entw ickelt worden 
ist, zunächst notwendigerweise die Sprache der W issenschaft noch 
nicht beherrscht, und schon aus diesem Grunde von der W issenschaft 
schwer verstanden werden kann. Dazu kom m t noch, daß diese Spra­
che, weil sie eine neue Sprache ist, noch nicht genügend präzise Be­
griffe benutzt und deshalb Ungenauigkeiten und sogar m anchm al 
schiefe Gedankenverbindungen hat. M an darf das keinem W is­
senschaftler übel nehm en. M ir selbst ist es z..B . so gegangen, als m ir 
zum erstenmal diese Konjunkturlehre nahegebracht wurde, obwohl 
ich nicht von der W irtschaftswissenschaft herkam . Aber eine gewisse 
präzise Logik war von Anfang an m ein Steckenpferd, so daß ich m ich 
sofort an diesen und jenen Dingen gestoßen habe, weil sie m ir unlo­
gisch erschienen —  sie waren es auch an der Oberfläche. Es ist klar, 
daß ein W issenschaftler, dem eine solche neue Theorie begegnet, den 
Eindruck gewinnen m ußte: „Es lohnt sich ja garnicht, sich dam it zu 
befassen“. W ir haben uns nun inzwischen auf beiden Seiten einander 
angenähert. Inzwischen habe ich aber auch erlebt, daß keine von der 
W issenschaft z. B . an m einem Buch: „Theorie der Natürlichen W irt­
schaftsordnung“ geübte Kritik nie ins Zentrum  getroffen hat, sondern 
im m er an der Peripherie geblieben ist, d. h. irgend welche Details, die

*) Diskussionsbeitrag im  Rahm en des wirtschaftsw issenschaftlichen Seminars der 14. 
Tagung des Seminars für freiheitliche Ordnung in Herrschlng/Am m ersee im Som ­
m er 1963.
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nicht zu stim men schienen, durch Statistiken zu widerlegen versuchte 

Das Buch wird aber vielfach Doktoranten in die Hand gegeben. 

Es ist also von Seiten der W issenschaft ein vorsichtiges Abtasten. Auf 

der anderen Seite ist es doch so, daß schon dam als, als das Buch er­
schien —  die Brücke zur W issenschaft ist ja inzwischen enger geschla­
gen worden — als solche Bestrebungen als unwissenschaftlich gal­
ten, trotzdem das Bewußtsein auch bei den offiziellen Vertretern der 
W issenschaft vorhanden war: Hier ist etwas, was ernst zu nehmen 
ist, auch wenn es noch nicht das wissenschaftliche Gewand hat! Ein 
W issenschaftler, der einen Ruf einzusetzen hat, ist nach beiden Rich­
tungen vorsichtig, es anzuerkennen oder es abzulehnen, weil er nicht 
weiß, wie die Entwicklung weitergeht. Das war etwa die Situation, 
als ich das Buch: „Die Theorie der natürlichen W irtschaftsordnung“ *) 
geschrieben habe.

Es gefällt m ir sehr gut, daß in diesem Sem inar objektiv untersucht 
w ird —  wissenschaftliche Analyse — : „W ie ist der Sachverhalt in un­
serer Kultur, in der Gesellschaft, in der W irtschaft? W ie sind die Er­
kenntnism öglichkeiten beschaffen? W ie können diese M öglichkeiten 
zunächst einmal theoretisch betrachtet und schließlich praktisch-rea- 
lisiert werden?“

M ein Vorwort ist etwas länger geworden, als ich es vorhatte. V iel­
leicht darf ich nun ganz kurz den Gedanken wiedergeben, der Ihnen 
sicher nicht neu ist, aber als Anregung für die D iskussion nützlich sein 
kann. D ie Frage der Konjunkturpolitik setzt ein, wenn m an die Vor­
frage geklärt hat: W ie ist das G leichgewicht am deutlichsten zu sehen 
auf den M ärkten —

auf dem W arenmarkt: Angebot und Nachfrage bei der W are m it dem  
Preis

dann als zweites auf dem Arbeitsm arkt, m it Angebot an Arbeits­
kräften m it den Löhnen

als drittes auf dem Kapitalm arkt — Angebot an Kapital; der Preis 
wäre hier der Zins.

Nun haben w ir bisher in unseren Vorträgen und Diskussionen über 
die Interdependenzen gesehen, daß unter gewissen Voraussetzungen 
ein G leichgewicht entsteht bei Freiheit von Angebot und Nachfrage —  
am deutlichsten wieder zu sehen beim W arenm arkt. In dem Augen­
blick, in dem irgendwie eine Verschiebung des Gefüges eintritt, sagen 
w ir dadurch, daß die Nachfrage plötzlich steigt oder daß die Produk­
tion plötzlich steigt, haben w ir einen sehr em pfindlichen Anzeiger für 
das Verschieben des Gleichgewichts —  und das sind die Preise. Und 
nun ist der Grundgedanke der freien W irtschaft, der in der

•) Heidelberg 1952, Verlag M artin Hoch, Ludwigsburg
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klassischen Nationalökonom ie ausgearbeitet worden ist, daß hier die 
Tendenz zum selbsttätigen Einspielen des G leichgewichts w irksam ist. 
Das ist nun einerseits der Fall und andererseits nicht der Fall. Damit 
finden wir den Einstieg zur Konjunkturpolitik. Es ist der Fall, wenn 
es sich um Teilbereiche der W irtschaft handelt. W enn plötzlich m eh­
rere Schuhfabriken entstehen, so daß das Angebot an Schuhen plötz­
lich sehr viel größer wird, sinken die Preise der Schuhe, und es be­
steht sogar die Gefahr, wenn die Entwicklung sehr sprunghaft ist, 
daß die Preise so stark sinken, daß sogar die Rentabilität dieser neu­
errichteten Schuhfabriken gefährdet wird. Dann war es entweder 
eine Überinvestition oder eine Fehlinvestition. W enn das Sinken der 
Preise nicht so stark sprunghaft war — die Herstellungskosten sind 
ja wohl auch gesunken —  spielt es sich allm ählich ein. W enn das Sin­
ken der Preise aber so stark war, daß eine Reihe von Firm en dadurch 
eingingen, so verlangt das Einspielen des Gleichgewichts Opfer. Die 
Vertreter der klassischen Nationalökonom ie sagen, diese Opfer seien 
notwendig, sie können und sollen nicht verhindert werden; es ist 
Sache des Unternehm ers, daß er die W irtschaftslage so weit über­
blickt, daß er weiß, w ie hoch das Risiko ist, das er eingehen kann. Es 
ist also richtig, daß eine plötzliche Steigerung des Angebotes und ein 
infolgedessen plötzliches Sinken des Preises auf einem T e i Igebiet 
der W irtschaft sich wieder einrenkt. Nicht richtig ist es aber, wenn 
dieselbe Erscheinung im Bereich der ganzen W irtschaft besteht. 
W enn das eintritt, was m an in der liberalistischen W irtschaft „Über­
produktion“ genannt hat, wenn die Preise sinken, dann ist das Ge­
genteil von Gleichgewicht, von Stabilität vorhanden, das Gegenteil 
von einem Einspielen der Kräfte auf einen Gleichgewichtszustand. 
M an kann es vergleichen m it dem stabilen und dem labilen Gleich­
gewicht in der Physik. W enn ich ein Pendel an eine Schnur hänge, 
und ich bringe es aus der Gleichgewichtslage, so entstehen Kräfte, 
die das Pendel in die Gleichgewichtslage zurücktreiben. Infolge der 
Schwungkraft bewegt es sich zuerst über die Gleichgewichtsstellung 
hinaus, w ird aber durch die Schwerkraft w ieder in der um gekehrten 
Richtung bewegt: es pendelt sich ein. Das ist das typische Beispiel des 
stabilen Gleichgewichtes —  und das sind die G leichgewichte, 
die wir uns in der W irtschaft wünschen; es sollen lauter sta­
bile Gleichgewichte sein, aber nicht starr, sondern dynam isch. 
Sobald eine Störung im  W irtschaftsgeschehen auftritt, werden selbst­
tätig Kräfte w irksam , die dieses Gleichgewicht —  allerdings in Pen­
delbewegungen — wiederherstellen. Da aber die Entwicklung dau­
ernd weitergeht, haben wir nie ein starres Gleichgewicht, sondern 
ein ständiges Pendeln. Das ist der Fall beim Spiel von Angebot und 
Nachfrage m it dem M ittel der Preise auf T e i Igebieten der W irt- 
schaft.
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Bezüglich der G e s a m  tw irtschaft besteht G leichgewicht, wenn ich 

einen Bleistift auf die Spitze stellen will. Es kann m ir vielleicht gelin­

gen, wenn die Spitze nicht allzu spitz ist. Bei der geringsten Erschüt­

terung aber entfernt sich der Bleistift etwas aus der Gleichgewichts­

lage und nun werden auch Kräfte wirksam, aber die Kräfte wirken 
jetzt s o , daß sie von der G leichgewichtslage weiter entfernen. 
Das ist z. B . der Fall, wenn eine sogenannte Überproduktion eintritt, 
dann sinken die Preise. Es ist aber nun nicht so, daß die Preise sin­
ken, w ie auf einem  Teilgebiet, hervorgerufen durch eine Veränderung 
der Käuferwünsche, also der Nachfrage etwa, es handelt sich also 
nicht um ein Gleichgewicht, das wieder hergestellt werden kann. 

Ganz im Gegenteil: W eil jetzt die Preise allgem ein sinken, w ird 
die Produktion natürlich eingeschränkt, es werden also Arbeiter ent­
lassen. Der Kaufm ann legt sich keine großen W arenlager an, der Un­
ternehmer keine großen Rohstofflager. Infolgedessen geht die Ge­
sam t-Nachfrage im m er weiter zurück und die Preise sinken noch wei­
ter. Der Käufer hält ebenfalls zurück m it seiner Nachfrage, weil er 
sich sägt, wenn die Preise sinken, wäre ich dum m , jetzt zu kaufen, 
m orgen bekomm e ich die W are noch billiger.

Um das Problem noch einmal ganz kurz zu charakterisieren: 
W arum gelten die Spielregeln, die autom atisch das Gleichgewicht 
durch Einpendeln auf den M ärkten der einzelnen W aren herstellen, 
sehr schön bei Verschiebungen innerhalb der einzelnen Branchen? 
W arum funktioniert aber dieses freie Spiel von Angebot und Nach­
frage nicht, sobald es das ganze W irtschaftsleben betrifft, sobald 
nicht Einzelpreise sinken, sondern a 11 e Preise. Anders ausgedrückt: 
W enn die gesam ten Preise aller Produktionen sinken, dann heißt 
das Aufwertung des Geldes, w ir haben also eine Deflation, oder beim  
um gekehrten Vorgang eine Inflation. Das sind Gleichgewichtsstö­
rungen, die sich nicht selbsttätig stabilisieren. Das ist d i e F r a g e 
der Konjunkturpolitik, die bei der Besprechung der Interdependen­
zen auch im m er wieder angeschnitten wurde.

Es handelt sich also erstens um  die D iagnose und zweitens —  wenn 
m an die Ursache gefunden hat —  um die Therapie. W ir haben also 
das Problem der Branchenkonjunkturen eirierseits und das Problem  
der Gesam tkonjunktur andererseits. Bei dem W ort Konjunktur m üs­
sen wir erstens denken an die historische Entwicklung 

, dieses Begriffs, zweitens an die gegenwärtige V ielschichtig­
keit seiner Bedeutung und drittens an seine streng w is­
senschaftliche Bedeutung. Die historische Entwicklung 
ist tatsächlich so, daß das W ort Konjunktur nicht aus der W irtschaft 
stam m t, sondern aus der Astrologie. Dort heißt es Konjunktion und
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in der W irtschaft ist „Konjunktur“ daraus geworden. So wie die 
Konjunktion der Gestirne eine günstige Stellung ist, so die 
Konjunktur in der W irtschaft. Unter Konjunktur w ird also eine 
günstige wirtschaftliche Situation verstanden. Es ist jetzt eine gün­
stige Zeit zum Investieren, d. h. um gute Geschäfte zu m achen. W is­
senschaftlich gesehen heißt das: die Konjunktur ist eine Situation, 
eben nicht genau des Gleichgewichtes, sondern einer leichten Infla­
tion, so wie wir sie jetzt haben, m it einer Preissteigerung von etwa 
drei Prozent im Jahr. W enn die Lage also so ist, daß es sich lohnt 
Kapital zu investieren, zu produzieren, um  das Geld m it Gewinn w ie­
der hereinzubekom m en, ist das „guteKonjunktur“. D iese ge­
genwärtige Situation ist nur schlecht für den Sparer, —  sein Verlust 
w ird zwar z. T . durch den Hausse-Zins w ieder ausgeglichen. Für den 
Unternehmer ist aber die gute Konjunktur die günstigste Form der 
W irtschaftslage. Das Gegenteil von Konjunktur ist die Depression 
m it Absatzstockung und Arbeitslosigkeit, Preisstürzen, Konkursen 
usw . Nachdem nun das W ort Depression entstanden ist, wurde das 
W ort Konjunktur verdeutlicht und hieß nun: aufsteigende Konjunk­
tur. Dann kam der Uberbegriff und jetzt verstehen wir unter Kon­
junktur wissenschaftlich gesehen, das ständige Konjunkturverhalten 
in neutralem  Sinne. Denken Sie an „W ärm e“ und „Kälte“ in der Phy­
sik, wobei w ir den Uberbegriff „W ärm e“ benutzen, oder denken Sie 
an Tag und Nacht; Tag ist die Zeit, wo die Sonne am Him mel steht, 
die Nacht, wo sie verschwunden ist. Dann ist aber „Tag“ auch die 
Zeit von 24 Stunden. So ist also der wissenschaftliche Begriff der 
Konjunktur eine Beschreibung des ganzen W irtschafts­
verhaltens und dieses W irtschaftsverhalten kann nun, rein 
äußerlich gesehen, von dreierlei Art sein.

Es kann ein vollständiges G leichgewicht sein, ein dyna­
m isches Gleichgewicht;

es kann eine aufsteigende Konjunktur sein, in schwacher Form , d. h. 
eine leichte Preissteigerung m it Ankurbelung der W irtschaft, die 
leichte Inflation.

Es kann diese Form aber so galoppierend werden, daß sie nicht m ehr 
als aufsteigende Konjunktur betrachtet wird, die „galoppie­
rende Inflation“.

Das Negativ davon ist die Deflation, die Depression, die eigent­
lich im m er „galoppierend“ ist, weil sie so plötzlich kom m t, daß es bei 
ihr kein Brem sen gibt, d. h. eine Deflation wird sich kaum „steuern“ 
lassen, sie w ird sich im m er sofort bis zu dem Punkt auswirken, wo 
dann eine Absatzstockung m it Arbeitslosigkeit, d. h., wo die g a n z e 
K  r i s e da ist.
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Es gibt wohl wenig Problem e in der W irtschaftsw issenschaft, wo 

die M einungen so aufeinanderprallen, wie bei der Konjunkturlehre 

und besonders beim M ittel der Konjunkturlenkung: 

d e m  G e 1 d und seinen Problem en. Ich m öchte jetzt ein paar Thesen 

vom Geld hier hinstellen, die zum Verständnis des Konjunkturpro­
blem s besonders w ichtig sind. W ir gehen am besten aus, von der ganz 
prim itiven Vorstellung, wie, sich die W irtschaft historisch von der 
Tauschwirtschaft her entw ickelt hat. Da ist ein M ann A, der m acht 
Schuhe; da ist ein M ann B, der bäckt Brot; in der Tauschwirtschaft 
ist es s o gewesen, daß die beiden sich spezialisiert haben, vorher hat­
ten wir die Selbstversorgerwirtschaft, d. h. die autonome W irtschaft, 
wo jeder alles hergestellt hat, was er brauchte. Der Bauer hat zu­
gleich seine Schuhe gem acht, sein Leinen hergestellt und seine Klei­
der gewebt. Nun haben sich die einzelnen spezialisiert und tauschen 
jetzt untereinander. A m uß zu essen haben, B braucht ein Paar 
Schuhe; also tauschen sie. W ieviel Brote bekom m t A für ein Paar 
Schuhe? Da würden jetzt m anche sagen: wir rechnen aus, w ie lange 
A zum  Herstellen von einem  Paar Schuhe und wie lange B für's Brot­
backen gebraucht hat —  und die ganze Zeit, die in den Vorprodukten, 
dem Leder und dem Getreide darin steckt und was wir da heraus­
bekom m en, das ist dann der W ert der Schuhe und der Brote.

W ir haben aber erkannt, daß es den W ert, d. h. den objektiven W ert, 
nicht gibt. Der W ert, der getauscht w ird, ist ein W ert in Anführungs­
zeichen. Ob es in der Philosophie, z. B . in der Ethik objektive W erte 
gibt, darf hier nicht interessieren. Der w irtschaftliche W ert 
ist etwas, was w ir besser m it Preis bezeichnen.

W ir können sagen, das Paar Schuhe hat einen bestimm ten Preis, 
ausgedrückt in soundsovielen Sem meln und ein Laib Brot hat einen 
bestimm ten Preis, ausgedrückt in Schuhen.

Dann die nächste Frage: W ie kom m t der Preis zustande? 
Darüber brauche ich m ich hier nicht zu verbreiten; das ist Ihnen allen 
bekannt. Hier w irkt das Gesetz von Angebot und Nachfrage. Sind 
m ehrere Schuster und m ehrere Bäcker da, dann treten sie zueinander 
in W ettbewerb und es spielt sich ein bestimm ter Preis ein. W as ich 
jetzt beschrieben habe, ist ein Tauschm arkt. Ich glaube, hierüber be­
stehen klare Vorstellungen. Ich wollte sie nur noch einmal in Er­
innerung rufen. W ir haben es ja am eigenen Leibe erlebt 1945 nach 
dem Zusam m enbruch des Dritten Reiches. Da hatten w ir zwar Geld, 
aber das Geld war nichts wert, d.h. es hatte keine Kaufkraft. 
Damals sagen wir, hat jem and einen Ofen gesucht gegen Geld —  
und da war ein anderer, der hatte einen gebrauchten Ofen und wollte 
etwa Butter dafür haben. W ie schwer war es dam als, einen solchen 
Tausch zustande zu bringen.
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Das Geld hatte keinen W ert. Da erwies sich schließlich eine be- 
stim m teW are als zweckmäßiges Zwischen tauschmittel w ie z. B . die 
am erikanischen Zigaretten. Genau dasselbe können w ir in allen Kul­
turen bei der Entwicklung des W irtschaftslebens beobachten. Im  einen 
Land waren es bestim m te M uscheln, z.B . die Kaurimuscheln, in einem 
anderen ist es das V ieh gewesen —  das lateinische W ort pecunia zeigt 
es ja noch sehr deutlich (pecus, das heißt Vieh) —  oder was es auch 
im m er gewesen ist, irgend eine W are, die sich als Zwischentauschm it­
tel besonders eignete. Schließlich ist es das M etall geworden, beson­
ders die Edelm etalle Gold und Silber, weil m an es sehr bequem in 
jede Quantität teilen kann usw .

Nun wird der Preis der Schuhe sowohl als auch der Preis der Brote 
ausgedrückt in dieser allgem einen Tauschware, in soundsoviel Gramm  
Gold oder Silber. M an hat diese Tauschmittel früher w irklich m it der 
W aage gewogen. Das Edelmetall eignet sich also für diesen Zweck sehr 
gut, denn erstens ist es eine W are, die nicht verdirbt und 
zweitens kann m an es leicht in jede M enge teilen. Das Vieh 
als Geldware kann m an schlecht unterteilen. Damit nun diese Unter­
teilung des Edelmetalls nicht im m er wieder neu vorgenom m en wer­
den m ußte, hat m an bestim m te Portionen davon abgeschnitten so, 
w ie m einetwegen in der M olkerei die Butter auch viertelpfundweise 
abgepackt w ird. W enn ich dann ein Pfund Butter haben will, nehm e 
ich eben vier solcher Packungen. So wurde also auch das Edelm etall 
unterteilt.

Nun kom m t aber wieder diese Verwirrung der Geister m it dem  
W ert. M an hat gesagt, das Gold habe einen bestim m ten „W ert“. W ir 
w issen alle längst, daß das Unsinn ist, daß das Geld seinen W ert vom  
Golde bekäm e oder um gekehrt angeschaut, daß das Gold seinen W ert 
vom Geld bekäm e. W ir stellen also fest: W ir haben jetzt einen er­
weiterten Tauschm arkt in dem Sinne, daß wir nur noch eine be­
sondere W are haben, eine ausgezeichnete W are, die den Zwischen­
schritt übernim m t. Zwischen den Schuhen des A und den Broten des 
B wirkt eine Zwischenware, die den Tausch' bequem verm ittelt. Und 
nun werden alle Preise aller W aren ausgedrückt in den Einheiten 
dieses Tauschm ittels. W ir nennen sie Tauscheinheiten. W elche W are 
als Tauschm ittel verwandt w ird, ist dabei ganz gleichgültig. W ir sind 

• hier aber noch weit entfernt vom bargeldlosen Zahlungsverkehr und 
W ährungspolitik usw .

Ich bin bei m einem  Gedankengang jetzt einen bestimm ten W eg ge­
gangen. Ich bin davon überzeugt, einige von Ihnen würden m ich jetzt 
gerne unterbrechen und sagen: Aber, aber! Ich glaube jedoch w ir be­
finden uns auf sicherem Boden, wenn wir der historischen Entwick­
lung nachgehen. Das jetzige kom plizierte Geldwesen und die Geld-
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Politik haben sich doch als Ergebnis dieses historischen Prozesses ent­

w ickelt und zwar auf vielen Um wegen und m it vielen Irrtüm ern. 
Einer dieser großen Irrtüm er, die w ir aus den Köpfen herausbringen 
m ußten —  bei einigen fand das schon etwa um 1900 statt und jetzt ist 
er sogar aus den Köpfen der offiziellen W irtschaftspolitiker ver­
schwunden —  ist der, daß das Geld an sich einen W ert hätte. 
Der W ert des Goldes besteht z. B. nicht darin, daß m an es als Geld 
verwenden kann, sondern daß Zahnärzte und Goldschm iede es zu 
ihrer Arbeit brauchen und daß es selten gefunden w ird. D ie M einung, 
daß das Geld „an sich“ W ert hätte, ist also inzwischen gründlich zer­
stört worden, denn w ir haben erlebt, w ie der „W ert“ des Geldes plötz­
lich sinken oder steigen kann und daß die Bindung unserer Bank­
noten an das Gold dagegen gar nicht hilft. D ie Kaufkraft des Papier­
geldes kann also unabhängig vom Goldwert sinken oder steigen. 
Trotz der Bindung an das Gold sind eine M enge von M anipulationen 
nötig um  stabile Preise herbeizuführen. Daß die Bindung an das Gold 
dem Geldwert Stabilität verleihen würde, beruht also auf einem 
Denkfehler.

Das Tauschm ittel m ißt den W ert der W aren und —  jetzt m üssen w ir 
relativ denken; es gibt hier keine Absolutheit —  um gekehrt w ird der 
W ert des Tauschm ittels gem essen an den W aren. Die W aren haben 
ihren Preis, gem essen am  Geld und das Geld hat auch sozusagen seinen 
Preis, gem essen an den W aren. W enn m an angeben will, was eine 
M ark wert ist, dann hat m an zwei M öglichkeiten:

Entweder gibt m an den Tauschwert an, die „Valuta“, ausgedrückt 
in Dollar oder in Franken; das ist auch ein relativer Vergleich,

oder m an gibt an, was m an für eine M ark an W aren kaufen kann 
und zwar eine repräsentative W arenm enge, die dann anzeigt, was das 
Geld wert ist.

Der Tausch zwischen den Schuhen und den Tauschm itteleinheiten 
vollzieht sich also nach genau dem selben'Gesetz, wie vorhin der 
Tausch zwischen dem Bäcker und dem Schuster.

Jetzt kom m t aber eine sehr entscheidende Frage und das ist die: Der 
gegenseitige Tauschwert der Schuhe und Brote hängt davon ab, w ie­
viel von beiden produziert wird. W enn plötzlich der Schuster eine 
M aschine erfindet, m it der er die Schuhe leichter und rascher produ­
zieren kann, dann sinkt natürlich der „W ert“ der Schuhe. Das Sich­
einspielen der gegenseitigen „W erte“, d. h. der gegenseitigen Preise, 
ist dadurch m öglich, daß natürliche Produktionsbedingungen gegeben 
sind, und wenn diese Bedingungen durch den m enschlichen Erfinder­
geist verbessert werden, w ird das Angebot in der betreffenden W are 
größer und es spielt sich ein neues Preisverhältnis zu den anderen 
W aren ein. W ie ist es nun m it dem Tauschwert? Solange das Tausch-
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m ittel eine dieser W aren ist, die produziert werden, geht es noch 

relativ; solange es ein Tauschm ittel ist w ie Gold, welches sehr selten 
ist, geht es nur bis zu dem Augenblick, wo plötzlich eine Entdeckungs­
reise stattgefunden hat in ein Land, das m an seither nicht kannte, 
z. B. Am erika, wo m an viel Gold findet, das auf den M arkt gebracht 
w ird. Dann gibt es Schwierigkeiten dergestalt, daß der „W ert“ des 
Goldes und dam it des Geldes sinkt und die Preise aller W aren steigen.

Nun wurde vorhin gefragt: W as ist Geld? und daran hat sich die 
D iskussion so lebhaft entw ickelt. Geld ist das Papier, das ich in der 
Tasche trage, das „an sich“ gar keinen „W ert“ hat. Der Papierwert 
und die Herstellungskosten sind ja gering. Sie stehen in keinem Ver­
hältnis dazu, wenn z. B. darauf steht „1000 DM “. Also fragt es sich: 
W odurch wird garantiert, daß das Angebot von Geld in einer ver­
nünftigen Beziehung steht zum  ganzen W irtschaftsgeschehen, d. h. zum  
Angebot der W aren. Das ist jetzt in unserem Gedankengang ein neuer 
Gesichtspunkt. Solange w ir noch die unm ittelbare geschichtliche Ent­
w icklung der Tauschwirtschaft betrachteten und solange wir produ­
zierte W aren als Tauschm ittel hatten, die sich selbst anboten, war die 
W irtschaft in Ordnung. Es bestanden da noch natürliche Bedingungen.

H ier, an dieser Stelle der Entwicklung greift nun der Staat durch 
das Recht ein. Jetzt m uß der Staat das künstlich m achen, was 
bisher sich im freien Spiel der Kräfte natürlich einspielte. Er m uß die 
Produktion des Papiergeldes beherrschen und vor allem beschränken. 
Das ist ja bereits in Goethes „Faust“ im zweiten Teil dargestellt, wo 
das Geld auf den Rat des M ephisto plötzlich verm ehrt w ird —  Goethe 
hat sich da über den scheinbar vernünftigen „Deckungs“-Gedanken 
lustig gem acht. Faust war am kaiserlichen Hof und hat dem Kaiser 
erklärt „es lagern doch genügend Naturschätze im Erdboden, die ge­
hören alle dir, da kannst du Geldscheine ausgeben, die durch die Na­
turschätze im Erdboden „gedeckt“ sind“ genau so, w ie wir es ja auch 
schon erlebt haben, z. B . m it der Rentenm ark. Es liegt dem der Ge­
danke zugrunde, daß auf irgend eine W eise die Produktion der Geld­
m enge beherrscht und beschränkt werden m uß.

W ir sprechen hier im m er noch vom Bargeld, nicht vom Kredit und 
vom bargeldlosen Zahlungsverkehr. W ir sind also jetzt von der Stufe 
des primitiven Tauschm arktes übergegangen zu einem kom ­
plizierten Tauschm arkt m it einem offiziellen Tauschmittel und 
w ir zahlen zunächst nur m it diesem Tauschm ittel. W ir stellen nun 
fest: D ieses Tauschm ittel hat einen „W ert“, d. h. es hat eine gewisse 
Kaufkraft oder einen gewissen Tauschwert, ausgedrückt in bestimm ­
ten W arenm engen, die dagegen getauscht werden können. Dieser 
Tauschwert hängt lediglich ab von der Größe des Angebotes dieses 
Tauschm ittels im  Verhältnis der Größe des Angebots in W aren. W enn
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nun plötzlich sehr viel m ehr Tauschm ittel auf den M arkt kom m en, 

dann verändert sich entsprechend der Preis dieses Tauschm ittels ge­
genüber dem Preis der W aren, er wird kleiner —  wir haben eine 
Inflation. Der Staat m uß deshalb die Produktion des Tauschm it­
tels beherrschen und beschränken.

Nun war die frühere Theorie, die Deckungstheorie so, daß das Pa­
piergeld in einem bestim m ten Prozentsatz durch Gold gedeckt sein 
m ußte, oder durch Roggen oder durch Grund und Boden. Alle diese 
Deckungstheorien sind wertlos! Es kann z. B. sein, daß das Geld gut 
gedeckt ist und es gibt trotzdem eine Inflation —  und es kann sein, 
daß das Geld schlecht gedeckt ist und es tritt trotzdem eine Deflation 
auf, wenn näm lich zu wenig Geld da ist. W ir sind uns also darüber 
klar: W enn wir die M enge des Tauschm ittels ändern, dann ändern sich 
säm tliche Preise. Von der Frage, ob alle Tauschm ittel jetzt auch w irk­
lich Nachfrage halten, w ill ich vorerst absehen, denn darin bestehen 
weitere Kom plikationen. Also m uß m an sich klar darüber sein, nach 
•welchem Gesichtspunkt m an die M enge des Tauschm ittels bemessen 
soll. Ich frage hier nicht, w ie m an sie auf den M arkt bringt, ich frage 
auch noch nicht, was m it ihnen geschieht, ob sie in den Taschen ver­
schwinden. Das sind alles weitere Kom plikationen. Der nächste Ge­
sichtspunkt ist der, daß es von der M enge abhängt, die auf den 
M arkt geworfen wird.

Nun gibt es eine sehr klare und einleuchtende Theorie: Das ist zu­
nächst einmal die einfache Quantitätstheorie und die besagt Folgen­
des: W enn die M enge der Tauschm ittel vergrößert w ird, dann w ird die 
Kaufkraft geringer nach diesem Gesetz und wenn m an haben will, 
daß die Kaufkraft konstant bleibt, dann m uß m an die M enge der 
Tauschmittel, also die M enge der Geldscheine nicht etwa konstant, 
sondern m an m uß sie im m er so groß halten, als die Gesamtm enge der 
angebotenen W aren ist, d. h. wenn ich eine W irtschaftsexpansion 

' habe —  was der norm ale Zustand der W irtschaft ist. D ie M enschen 
vermehren sich ja und sie haben auch steigende Bedürfnisse. Also 
w ird die Produktion dauernd erhöht, die erhöhte Produktion m uß 
abgesetzt werden, infolgedessen ist m ehr Geld nötig um  die vermehr­
ten W aren zu verkaufen.

Nun kom m t noch der andere Einwand: D ie W arenproduktion hätte 
sozusagen als Kehrseite schon das Geld. Um die W aren zu produzie­
ren, hätte ich ja schon Geld ausgeben m üssen und das dazu ausge­
gebene Geld m üßte nun w ieder dazu dienen, um  die W aren aufzukau­
fen, sonst funktionierte das System  nicht. Das ist statisch gedacht; das 
stim m t nicht ganz, denn es kann ja sein, daß die Rechnung nicht auf­
geht; dann w ird die D ifferenz über den Preis ausgeglichen, genau w ie 
auf dem M arkt im  ganzen auch. Es könnte also sein, daß diese W aren
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bestim m te Kosten bei ihrer Herstellung verursacht haben, und ein 

Teil dieses Geldes ist nun irgendwo versickert und verschwunden in 

den Kassen und Sparstrüm pfen, kurz, es ist weniger Geld da. M it 

diesem weniger Geld w ird aber trotzdem die ganze W arenmenge auf­

gekauft, es sinkt darin eben entsprechend der Preis.

M it anderen W orten: Das G leichgewicht zwischen der Gesam tmenge 

der Tauschm ittel und der Gesam tm enge der angebotenen W aren 

würde theoretisch eigentlich im m er hergestellt, denn der Preis, d. h. 

die Kaufkraft des Geldes pendelt sich autom atisch so ein, daß ein 
G leichgewichtszustand entsteht. Also brauchte eigentlich der Staat 
gar nichts m ehr zu regulieren. Er könnte eine gewisse M enge Tausch­
m ittel in Um lauf geben und dann das Ganze sich selbst überlassen. 
D ie Produktion wächst, infolgedessen steigt die Kaufkraft des Geldes, 
die Preise sinken und das G leichgewicht spielt sich im m er von selbst 
w ieder ein. Das war der erste Schritt.

Nun kom m t ein zweiter Schritt, der m acht die Sache erneut kom pli­
ziert: Es ist das, was ich vorhin angedeutet habe, was die Konjunktur­
frage betrifft. Das Einpendeln zwischen Angebot und 'Nachfrage auf 
dem W ege über sinkende und steigende Preise m acht gar keine 
Schwierigkeiten in einzelnen Abschnitten des W irtschaftsge­
schehens und es m acht die allergrößten Schwierigkeiten, wenn es sich 
auf das gesam te W irtschaftsgeschehen bezieht, weil 
nämlich, wenn die gesam ten Preise sinken oder steigen, sofort schwer­
w iegende Rückwirkungen stattfinden. Beim Steigen der ge­
samten Preise entsteht sofort eine wilde W irtschaftstätigkeit 
m it starkem Ansteigen der Produktion —  und viel schlim m er, beim  
Sinken der gesam ten Preise entsteht sofort eine Stag­
nation aller wirtschaftlichen Tätigkeiten, ein Sinken der Nach­
frage, ein Sinken der Arbeitseinkom men und Arbeitslosigkeit.

Dam it kom m t der nächste Schritt: Der Staat m uß doch etwas 
tun; er m uß näm lich das Geld s o regulieren, daß die eben geschil­
derten Störungen nicht eintreten. Sie treten dann nicht ein, wenn die 
gesam ten Preise (d. h. der Durchschnitt aller Preise) stabil bleiben 
oder auch —  was jetzt vielen unangenehm ist zu hören —  aber das ist 
eine Tatsache, w ir erleben es —  wenn die Preise ganz langsam  
steigen. Eine ganz langsam e Preissteigerung von etwa 3 Prozent 
im Jahr hat sich bestens bewährt. Ob das das Ideal ist, ist eine an­
dere Frage. Stellen Sie sich vor, w ir hätten anstattdessen einen ste­
tigen Preis schwund von 3 Prozent im Jahr und unsere W irtschaft 
•würde am  Boden liegen. M it einer Preiss teigerung von ca. 3 Pro­
zent im  Jahr läuft sie ganz schön, w ie m it einem kleinen M otor.

Der Staat hat also die Aufgabe, die Geldm enge so zu regulieren, 
daß der Gesam tpreis, d. h. der Durchschnitt aller Einzelpreise kon-
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stant bleibt, d. h. der Durchschnittspreis aller W aren, am besten am  

Großhandelsindex gem essen. Der Lebenshaltungskostenindex ist dazu 
weniger geeignet, denn der kann m anipuliert werden, etwa aus poli­
tischen oder anderen Gründen. Das war der dritte Schritt.

Jetzt kom m en wir zum W esentlichen: W as ich bis jetzt besprochen 
habe, betrifft das Tauschm ittel Geld. D iesem  Tauschm ittel stehen nun 
die ganzen, irgend nur m öglichen W aren gegenüber. Nun m üssen w ir 
auf die psychologische Rückwirkung eingehen. W ir sprechen davon, 
daß auch in der W irtschaft der M ensch frei ist. Bis hierher haben w ir 
nur von Gesetzm äßigkeiten gesprochen. Auf der einen Seite stehen 
die angebotenen W aren, auf der anderen Seite das nachfragende Geld . 
und dann spielt sich das Gleichgewicht ein, w ie wenn es sich um rein 
naturgesetzlidies Geschehen handelte. Nun m üssen wir noch den 
M enschen in unsere Betrachtung m it hineinnehm en, allerdings nicht 
den freien M enschen im Sinne der philosophischen Freiheit —  son­
dern den hom o oeconom icus, der in W ahrheit nicht frei ist, sondern 
der bestim m t ist durch sehr m aterielle Interessen. W enn der hom o 
oeconomicus sich nicht genau so benähm e, wie es die Theorie ver­
langt, näm lich als oeconom icus —  und nicht irrationale Dinge dazu­
kom m en —  dann wäre das W irtschaftsgeschehen leicht zu berechnen. 
Aber auch da wird es schon kom pliziert genug und m acht unserer 
W ährungsverwaltung ausreichend Kopfzerbrechen näm lich in dem  
Augenblick, in dem wir die beginnende Depression haben. W ir haben 
festgestellt, daß dabei etwas auf der Nachfrage —  wie auf der Ange­
botsseite passiert. W ir stellen fest, daß die M enschen nicht so dum m  
sein werden, sich bei sinkenden Preisen große Vorräte anzulegen. Der 
Kaufm ann m üßte dann m it Verlust verkaufen. Der Produzent be­
schränkt seinen Vorrat an Rohstoffen auf ein M inim um und auch der 
kleine M ann kauft nur das ein, was er heute und m orgen braucht 
und m it dem , was er überm orgen braucht, wartet er noch ab. Und 
jetzt kom m t die Schwierigkeit. W as hat es dabei m it dem Geld auf 
sich? Damit,, daß das Geld gedruckt ist und in irgendwelchen Kas­
sen liegt, ist es nicht getan. Das Geld m uß sich auch anbieten, d. h. 
es m uß Nachfrage nach W aren halten.

Nun wollen w ir die Sache einmal von der anderen Seite betrachten, 
dann klären sich die Begriffe vielleicht leichter. W as es heißt, das 
Geld hält Nachfrage nach W aren, ist klar. W enn ich in einen Laden 
gehe und lege m einen Geldschein auf den Ladentisch, dann hält m ein 
Geld Nachfrage. W ie sieht es aber nun aus, wenn das Geld nicht 
Nachfrage hält? Und da sind nun die beiden Begriffe „Sparen“ und 
„Horten“ in die Debatte geworfen worden, und daran haben sich m it 
Recht die Gemüter sehr entzündet. W enn ich zu Anfang davon sprach, 
daß ich und wir alle m it der W issenschaft gewisse Schwierigkeiten
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hatten, dann lag es vor allem  daran, daß die beiden Begriffe „Sparen“ 
und „Horten“ noch die größten Schwierigkeiten bereiten. Es ist 
neuerdings aber der Begriff „Horten“ in die W irtschaftswissenschaft 
eingegangen. Jedenfalls m üssen wir uns darüber klar sein, daß wir 
diese beiden Begriffe unter keinen Um ständen durcheinanderbringen 
dürfen, das wäre etwas ganz Verkehrtes.

H ier m üssen w ir allerdings schon den nächsten Schritt m achen, zum  
Kapital und zum bargeldlosen Zahlungsverkehr. Ich w ill vorerst aber 
nur das feststellen: Unter Sparen verstehen wir, daß w ir unser Geld 
nicht für den Konsum  ausgeben, sondern daß w ir es auf die Sparkasse 
tragen, denn dazu ist die Sparkasse da. Auf der Sparkasse bleibt aber 
unser Geld bekannterm aßen nicht liegen. Die Sparkasse schafft sich 
nicht große Panzerschränke an und steckt da alles Geld hinein, wel­
ches eingezahlt w ird, und zahlt dafür noch Zinsen. Da würde sie ein 
schlechtes Geschäft m achen. D ie Sparkasse gibt das Geld, das w ir ihr 
bringen, flugs wieder aus, abgesehen, von einer geringen Reserve. 
Das Geld, welches die Sparkasse w ieder ausgibt, dient dazu, Fabriken 
zu bauen und zu finanzieren. Das Geld also, das w ir gespart haben, 
indem wir es auf die Sparkasse bringen, hält auf dem M arkt Nach­
frage nach W aren. Norm alerweise! Es kann allerdings der Fall ein- 
treten, daß die Sparkasse genau so hortet, w ie w ir auch. —  Und was 
heißt horten? Horten heißt, daß w ir das Geld weder für den Kon­
sum , noch auf dem  W eg über die Sparkasse für die Investition aus­
geben, für die Beschaffung von neuen Produktionsm itteln, sondern, 
daß wir es irgendwo stillegen, daß es brachliegt w ie ein Acker, der 
nicht bebaut w ird. Das Brachliegen sieht so aus, daß die alte Groß- 

.m utter das Geld im Strum pf sam melt, weil sie der ganzen Entwick­
lung nicht traut und denkt, das Bargeld sei ihr sicherer; und daß die 
Banken und Sparkassen ihre Liquiditätsreserven erhöhen über den 
gesetzlich vorgeschriebenen Satz hinaus usw . usw . Das gehortete Geld 
ist also ein Geld, welches zurückgehalten wird. Ich spreche hier also 
im m er noch vom . Bargeld; da sind näm lich die Dinge leichter zu 
durchschauen. Sobald ich den bargeld losen Verkehr dazunehm e, 
w ird es w ieder außerordentlich kom pliziert und es würden sich die 
Gem üter noch m ehr erhitzen, denn darin sind sich auch die obersten 
Spitzen der W irtschaftslehre noch nicht einig. Da steht noch M einung 
gegen M einung.

W ir haben vorhin dem  Staate oder einer entsprechenden staatlichen 
Instanz die eine Aufgabe aufgebürdet, dafür zu sorgen, daß die Geld­
m enge in Ordnung ist. Jetzt stellt sich aber heraus, daß das allein 
noch nicht genügt, denn die Geldmenge kann zwar genügend groß 
sein, aber sie bietet sich nicht an, sie hält keine Nachfrage. Nehm en 
w ir nun an, wir hätten eine leichte Depression. Die Gesam t-
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preise sinken, also würde die W ährungsverwaltung, wenn sie 
ganz schem atisch nach Vorschrift vorgeht sagen, es ist zu wenig Geld 
da, also drucken wir m ehr. Das Geld, welches nun m ehr gedruckt 
w ird, geht genau so in die Horte, w ie das bisherige Geld, denn die 
Stagnation liegt nicht daran, daß zu wenig Geld da wäre, sondern 
sie liegt an gewissen psychologischen Bedingungen, die bewirken, 
daß die Leute das Geld nicht ausgeben. Und wenn ich ihnen weiteres 
Geld hinzugebe, geben sie es auch nicht aus. Ein bekannter National­
ökonom —  ich weiß nicht, war es Keynes —  hat es so ausgedrückt: 
„Ich kann zwar das Vieh zur Tränke führen, ich kann es aber nicht 
zw ingen, zu trinken“. Ich kann zwar das Geld drucken und in Um lauf 
setzen, ich kann die jeweiligen Inhaber aber nicht zwingen, es anzu­
bieten. Das gehört nun zu dem Faktor Um lauf.

Nehm en wir nun an, die Depression dauerte eine gewisse Zeit. D ie 
W ährungsverwaltung hat versucht, die Depression zu überwinden, 
indem sie neues Geld gedruckt hat: W irkungslos! Nun ändert sich 
plötzlich etwas in der W irtschaft, so daß wir einen leichten Trend 
zu auf steigender Konjunktur bekomm en, zur Inflation m it Preisstei­
gerung. W as passiert jetzt, m eine Dam en und Herren? A lles Geld, auch 
das, was noch zusätzlich gedruckt worden ist, w ird jetzt m obil und 
stürzt sich auf den M arkt. W as ist nun das Ergebnis dieser ganzen 
schönen W irtschaftspolitik? Zuerst ist es nicht gelungen auf diese 
W eise die Depression zu verhindern und im nächsten M oment be­
w irkt gerade die M aßnahm ei die vergeblich zur Verhinderung der 
Depression angewandt wurde, die allerschönste Inflation. M it den 
bisherigen M itteln ist also unsere W ährungsverwaltung überfordert. 
D ie W ährungsverwaltung hat die Aufgabe, den Geldum lauf so zu re­
gulieren, daß die Preise konstant bleiben. Das funktioniert eine zeit­
lang, besonders solange die Konjunktur einigerm aßen gleichm äßig 
ist. Eine leicht aufsteigende Konjunktur funktioniert, da braucht die 
W ährungsverwaltung die Geldmenge nur so zu regulieren, daß das 
G leichgewicht zwischen Gesam tnachfrage und Gesam tangebot im m er 
besteht, daß der durchschnittliche Preisstand konstant bleibt oder, 
was politisch noch leichter geht, m it jährlich dreiprozentiger Preis­
steigerung. Sobald aber eine Depression sich ankündigt, hilft diese 
M ethode der Geldm engenregulierung nichts und das w issen heute die 
entsprechenden Instanzen und deshalb bemühen sie sich —  wenn wir 
vergleichen m it Skylla und Charybdis, und die Scylla ist die leichte 
Inflation und die Charybdis die heftige Deflation —  lieber zur Scylla 
zu steuern als zur Charybdis, denn da w ird m an restlos verschlungen. 
Da kann m an sich schon leichter an der Scylla vorbeilavieren, wenn 
es nicht gerade eine galoppierende Inflation ist.

Das Instrum entarium unserer W ährungsverwaltung ist also hier
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unvollständig, denn es m uß nicht nur die M enge des Geldes beherrscht 
werden; es m uß auch beherrscht werden, daß das Geld sich auf dem  
M arkt anbietet, d. h. um läuft. M an stelle sich ein System von Kanälen 
m it einem M ühlrad vor und eine bestim mte W asserm enge, die es 
treibt. Der Strom , der da durchfließt, wäre der Geldstrom .

Und nun kom m en wir allm ählich von der Theorie zur Praxis, d. h. 
zur W irtschaftspolitik —  Das Problem ist also folgendes: W ir wollen 
ein Gleichgewicht hersteilen. Und zwar wollen wir es in einer 
freien W irtschaft. D ie Planwirtschaft würde schon bei dem Faktor 
Produktion ansetzen. Den Faktor Produktion wollen wir unter allen 
Um ständen frei lassen. D ie Produktion soll im  freien Spiel der Kräfte 
sich entfalten, im Gegenseitigkeitsverhältnis zwischen den Einzelpro­
duktionen und der Gesam tproduktion. H ier greifen w ir nicht ein m it 
unseren M aßnahm en. W ir m üssen auf der anderen Seite, näm lich bei 
der Nachfrage eingreifen. Und zwar können wir eingreifen, w ie wir 
schon sahen, hinsichtlich der M enge des Geldes. W ir haben 
aber gesehen, daß das nicht genügt, sondern wir m üssen auch dafür 
sorgen, daß das Geld um läuft. Es handelt sich also um die Be­
herrschung der Um laufgeschwindigkeit.

Es gibt nun Vorschläge, die auf eine Beherrschung des W irtschafts­
geschehens abzielen, die dahin gehen: Geldm engenregulierung m it 
Um laufsicherung!

Die Geldmenge soll dabei von der W ährungsverwaltung so regu­
liert werden, daß das Gleichgewicht zwischen W aren und Geld be­
steht, es soll aber zugleich gesichert werden, daß dieses Geld auch 
w irklich um läuft. W as heißt aber: Das Geld soll um laufen? Und zwar 
m it einer bestim m ten Geschwindigkeit! D ie Geschwindigkeit des Geld­
um laufs wird gegenwärtig durch m annigfaltige Faktoren, bestim mt, 
z. B . dadurch, daß m anche Leute ein festes Einkom m en haben. —  Für 
sie ist die Um laufsgeschwindigkeit konstant —  ob sie jetzt das Geld 
für den Konsum ausgeben oder auf die Bank tragen, ganz gleichgültig 
was sie tun, bei ihnen ist die Um laufsgeschwindigkeit feststehend. In 
der freien W irtschaft dagegen verändert sich die Geschwindigkeit m it 
der sich ändernden Größe der Produktion, m it der Anzahl der An­
gestellten usw .

Es kom m t aber noch etwas dazu: Es kann ein und derselbe wirt­
schaftliche Effekt erreicht werden, m it wenig Geld, welches rasch um ­
läuft und m it viel Geld, welches langsam er um läuft. Nun stellt sich 
heraus, daß für unsere gegenwärtige W irtschaftsstruktur eine be­
stimm te Geldmenge das Optim um darstellt, weil w ir eine ganz be­
stim m te m aximale Um laufsgeschwindigkeit haben. Stellen Sie sich vor, 
es kauft eine Firm a in M ünchen etwa in W ürttem berg ein. Da m uß 
ja das Geld um laufen. Handelt es sich um Bargeld, dann m uß das
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Geld z. B. durch Postanweisung verschickt werden. Also m it einem 

W ort: die Geschwindigkeit des W echsels des Geldes innerhalb des 

W irtschaftssystems hängt ab von dem Grad der Entwicklung der 
technischen Einrichtungen. Ob ich das Bargeld von Hand zu Hand 
gebe, ob ich es m it der Post schicken kann oder ob ich bargeldlos über­
weisen kann, ob ich es telephonisch überweisen kann —  und von den 
Zahlungsgewohnheiten. W enn die W irtschaft weiter entw ickelt 
w ird kann es sein, daß es zweckm äßig ist, den selben W irtschaftseffekt 
m it einer geringeren Geldmenge zu erreichen, weil eben dann das 
Geld durch bessere technische Einrichtungen rascher um läuft.

Das ist das Problem  der Um laufssicherung des Geldes. D ie Um laufs­
geschwindigkeit hat ihre Grenze in der durch die technischen Einrich­
tungen bedingten m aximalen Geschwindigkeit. W enn wir eine Infla­
tion haben, dann läuft das Geld so rasch um , als es nur um laufen 
kann; rascher kann es nicht m ehr um laufen, wegen der derzeitigen 
Beschränkung der technischen M öglichkeiten. W ir werden also ver­
suchen, den Geldum lauf nicht bei irgend einem Grad der Geschwin­
digkeit zu sichern, sondern wir werden sie an die Grenze der m axi­
m alen Geschwindigkeit heranbringen, über die sie nicht hinaus kann, 
d.h. w ir werden versuchen das Höchstm aß an Um laufsgeschwindigkeit 
zu erzielen. W ir werden also die W irtschaftsbedingungen so gestalten, 
daß kein M ensch m ehr Interesse daran hat, das Geld zu horten, son­
dern es auszugeben. Und da der M ensch, w ie er auch beschaffen sei, 
im m er auch hom o oeconom icus ist, werden wir Einrichtungen schaf­
fen, daß derjenige M ensch, der gegen dieses Prinzip verstößt, es per­
sönlich an seinem Geldbeutel em pfindet, denn der Geldbeutel ist für 
den hom o oeconom icus der einzige em pfindliche „Körperteil“.

W ie m an die Um laufssicherung nun in der Praxis durchführt, ist 
nur eine Sache der Zweckm äßigkeit. W esentlich dabei ist, daß dadurch 
die m axim ale und deshalb konstante Um laufsgeschwindigkeit 
erreicht w ird. M an kann z. B . eine Art „Hortungssteuer“, eine direkte 
Besteuerung durchführen, wie es Keynes*) vorschlägt, ähnlich wie 
die Gebühr bei der Eisenbahn, für die Güterwagen, dam it sie m ög­
lichst bald be- und entladen werden. W er das Geld nicht entweder 
sofort ausgibt für den Verbrauch oder es sofort auf die Bank trägt, 
zum Zwecke der Investition, sondern es unnötig lang in seiner Brief­
tasche herum trägt, der m uß, w ie bei der Bahn, für den st.illstehenden 
W aggon, bezahlen. Es kom m t natürlich darauf an, wie wert es ihm  
ist, das Geld zu horten. W enn natürlich eine schlechte W irtschafts­
konjunktur besteht und wegen der Unsicherheit m it Verlusten zu

•) Vgl. John  M eynard Keynes, Allgem eine Theorie der Beschäftigung des Zinses und  
des Geldes, Duncker &  Hum blot, Berlin.
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rechnen ist, dann wird m anch einer auch die „Hortungsgebühr“ in 
Kauf nehm en.

Nehm en wir also an, es wäre m öglich, den Besitz von Geldstücken 
und Geldscheinen unter solche Bedingungen zu setzen, daß jeder 
M ensch das Interesse hat, sie nicht länger als unbedingt nötig im  Geld­
beutel zu haben, dann wäre der Faktor Um laufsgeschwindigkeit 
ebenso wie die Geldmenge unter die Kontrolle der W ährungsverwal­
tung gebracht, d.h. das M axim um der Um laufsgeschwindigkeit würde 
dauernd aufrechterhalten, wobei ich betonen m öchte, daß es nicht um  
das M axim um  geht, sondern daß die Um laufsgeschwindigkeit nur un­
bedingt konstant sein m uß — und die m aximale Um laufsge­
schwindigkeit ist diejenige, die ohne weiteres leicht erreicht werden 
kann.

W enn diese beiden Bedingungen, die Anpassung der Geld­
m enge an die W arenm enge sowie die Herstellung 
einer konstanten Um laufsgeschwindigkeit des 
Geldes erfüllt sind, dann haben wir eine stabile W ährung, 
w ir haben eine stabileKaufkraft des Geldes und dam it eine —  
es ist nicht die einzige —  aber eine sehr wichtige Voraussetzung für 
eine stabile W irtschaftskonjunktur. Es gibt ja außerdem noch einige 
andere Störungsm öglichkeiten, die z. B . von M onopolbildungen her­
rühren, von künstlichen M onopolen, wie Kartellen, Syndikaten, 
Trusts usw . D ie gefährliche Störung, die von der Geldseite herkom m t, 
wäre aber beseitigt.

Das wäre im theoretischen Rahm en ohne daß wir jetzt auf das Po­
litische im Einzelnen eingehen, das Entscheidende, m it einer gro­
ßen Ausnahme. Diese eine große Ausnahm e will ich jetzt nur noch 
anführen, denn ich glaube, daß ich jetzt schon lange genug gespro­
chen habe. Es ist das, was ich bis jetzt absichtlich im m er ausgeklam ­
m ert habe — der bargeldlose Zahlungsverkehr. Da­
m it hängt jetzt die Frage zusam m en: W as ist Geld und was 
ist Kapital? Darauf ist zu antworten: Langfristig angelegtes 
Geld ist Kapital. Ist es aber auch noch Kapital, wenn es wöchentlich 
oder täglich fällig angelegt ist? Ist es dann noch Kapital oder ist es. 
dann Geld? Und dam it entsteht die Frage: Können auch die privaten 
Banken „Geld schöpfen“. Und dam it kom m t eine Frage in die ganze 
schöne Theorie hinein und es entsteht jetzt die Ansicht: es sei ja un­
wichtig, daß der Staat das Geld drucke, es käm e darauf an, w ie es 
in die W irtschaft kom m e und es kom m t in sie hinein auf dem Kredit­
weg. All diese Fragen habe ich ganz bewußt nicht beantwortet. Ich 
habe nur einen Gedanken konsequent durchgeführt und m üßte jetzt 
die Brücke zu Ende bauen. W enn es m ir näm lich gelingt, diesen Bau
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soweit zu führen, daß all die anderen Dinge, die m it dem  bargeldlosen 
Zahlungsverkehr zu tun haben, sich in dieses System  einbauen lassen, 
das von der Tauschwirtschaft ausgegangen ist, dann erst ist die Sache 
überzeugend. Solange ich diese Brücke nicht gebaut habe, sieht die 
Sache so aus, daß ich auf der einen Seite einen Brückenpfeiler habe 
m it einem Ansatz zu einer Brücke und dann sagt jem and: hier auf 
der anderen Seite m ußt du anfangen. Auf diese W eise kom m en 
w ir nie zusam men. Um diese Brücke zu bauen, ist jetzt die Zeit zu 
knapp; dazu brauchte m an einen Vortrag von m indestens einer 
Stunde. Ich will nur noch m eine These ganz kurz hinstellen und die 
lautet folgendermaßen:

Ich kann die Sache so auffassen, daß m an unter Geld nur das Bar­
geld versteht, also Geldscheine und M ünzen. Sie können dann sagen, 
daß das Bargeld nur noch einen geringen Prozentsatz der w irtschaft­
lichen Um sätze bewerkstelligt; die Hauptm enge der Zahlungen voll­
zieht sich bargeldlos also durch das „Buchgeld“ und daß das Buchgeld 
zu dem Bargeld addiert werden und das Ganze m it der Um laufsge­
schwindigkeit m ultipliziert werden m üsse. Ich behaupte, daß das-Un- 
sinn ist, denn ich kann m ir unter Buchgeld m al Üm laufsgeschwindig- 
keit garnichts vorstellen. Geld m al Um laufsgeschwindigkeit kann ich . 
m ir vorstellen. Buchgeld ist aber nichts anderes als um laufendes Geld. 
Buchgeld m üssen wir unter dem Faktor „Umlaufsgeschwindigkeit“ 
verstehen. In W irklichkeit ist es so: das Buchgeld, welches im  Verkehr 
um läuft, ist ein soundso Vielfaches des Bargeldes und das Verhältnis 
—  kurzfristig gesehen— zwischen beiden, ist in einer auffälligen W eise 
konstant. Langfristig dagegen, verschiebt sich das Verhältnis langsam 
zum Buchgeld hin, einfach deshalb, weil die sich entwickelnden tech­
nischen Einrichtungen sich verbessern, das heißt aber, die Um laufs- 
geschwindigkeit w ird größer. Nun' m üßte bewiesen werden, daß- es - 

• ein Irrtum ist, zu glauben, jetzt „schöpft“ eine private Bank einen 
Kredit und erhöht dadurch die Nachfrage auf dem M arkt. W enn m an 
den Dingen nachgeht und untersucht, woher denn der „geschöpfte“ 
Kredit kom mt, dann stellt m an fest, daß sich das Buchgeld im m er 
vom  Bargeld ableitet und sich auf ihm aufbaut. Das Buchgeld ist eine 
durch bessere Übertragungseinrichtungen bewirkte Erhöhung' der 
Um laufsgeschwindigkeit, d. h., wenn ich neben der Gewohnheit, daß 
ich beim Zahlen direkt m einen Geldschein hinlege, noch die Gewohn­
heit einführe, daß ich dem  Tüncherm eister, der m ein Zim mer getüncht 
hat, einen Scheck oder einen Überweisungsschein schreibe auf das 
Geld, das ich auf‘der Sparkasse habe, dann ist das nur eine raschere 
Form , um das Bargeld vom einen' auf den anderen zu übertragen. 
Außerdem  ist es eine abgekürzte Form , denn ich kann an den B über­
weisen und der B an,den C und der C an den D und das kann nun
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alles durch Überweisung, d. h. auf dem Buchungswege geschehen, 
ohne daß überhaupt Bargeld übergeben zu werden braucht. Aber 
alle diese Überweisungen würden in sich zusam menfallen, sie wären 
nichtig, wenn nicht am Anfang eine Einzahlung in Bargeld stattge­
funden hätte —  wenn der Ausgangspunkt nicht das Bargeld wäre. 
A lso lautet-m eine These, die ich nun verständlich zu m achen versucht 
habe:

Der bargeldlose Zahlungsverkehr ist ein durch eine hochentwik- 
kelte W irtschaft erm öglichte größere Rationalisierung des Bargeld­
um laufs, indem wir nicht nur raschere technische M ittel der Über­
tragung von dem einen Kontoinhaber zum anderen haben, sondern 
auch die M öglichkeit, das Bargeld über ganze Zahlungsketten hinweg 
nicht zu benötigen, wobei das Bargeld ruht oder anderweitig benutzt 
werden kann, aber auf alle Fälle die entscheidende Rolle spielt, weil 
es im m er am Anfang solcher „Zahlungsketten“ steht.

Daß die W aren selbst ihr Geld w ieder erzeugen m üssen —  das ist 
der Gedanke des Gleichgewichts, der ist selbstverständlich richtig —  
ist n i c h t überzeugend, denn in W ahrheit erzeugen die W aren nicht 
den Geldstrom , sondern die W aren bedürfen des Geldstrom s um  
erzeugt werden zu können und sie bedürfen wiederum des Geld­
strom s, um abgesetzt werden zu können. W enn die Verhältnisse sta­
bil bleiben würden, dann würde die gesam te Produktion eines M o­
nats genau soviel an Geld erfordern um abgesetzt zu werden, als sie 
zur Produktion erfordert haben. Inzwischen kann aber der Geldwert 
und können die Preise sich längst geändert haben, weil ja heute z. B . 
Geld gehortet werden kann. Theoretisch gesehen, könnten die W aren 
trotzdem zu niedrigeren Preisen abgesetzt werden. W ie die Praxis 
zeigt, werden sie, aber nicht abgesetzt, nicht weil das Geld aus weicht, 
sondern weil dann der zu erwartende. Preis der W aren den Einkaufs­
preis nicht hereinbringt.

A ls Voraussetzung für eine erfolgreiche Konjunkturpolitik ist also 
nicht nur die Beherrschung der Geldm enge durch die 
W ährungsverwaltung nötig, die sie heute praktisch schon 
besitzt, sondern auch die Beherrschung der .Um laufge­
schwindigkeit, die, um konstant zu sein, die m aximale sein 
m uß.

Prof. Dr. Ernst W inkler, M u
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Die politische Gem einschaftskunde*)
Fortsetzung des m it der Folge 29 der Schriftenreihe FRAGEN  DER FREIHEIT 

m it einem  Beitrag von Rüdiger Frank, M itarbeiter des W alter-Eucken-Instltutes 
in Frelburg/Breisgau eingeleiteten und m it Folge 30 begonnenen Abdruckes einer 
Unterrichtsskizze  aus dem  Fach der Politischen Gem einschaftskunde  in der Berufs­
schule.

Das hier dargebotene Beispiel ist das Ergebnis des ln ausführlichem  Unterrichts­
gespräch für die Schüler erarbeiteten  Stoffes, der dann  in  Gestalt von  lehrsatzartigen 
Formulierungen in den Schülerheften seinen Niederschlag findet. Diese Skizze läßt 
der Ausgestaltung nach allen Selten hin den  weitesten  Spielraum  offen. —  Es handelt 
sich also nicht um den „Leitfaden“ für die Hand des Lehrers —  der später folgen 
soll. —

Übersicht über die ln dem  Unterrichtsfach der Gem einschaftskunde aufeinander­
folgenden Them en:

Die Situation des heutigen jungen M enschen nach der Volksschulentlassung
—  Das Unterrichtsziel —  Das M enschenbild —  Der M ensch als Gem einschaftswesen
—  Die Beredche des sozialen Lebens: Staat, W irtschaft, Kultur. DER STAAT —  Das 
Grundgesetz —  Verfassungsrecht und dem okratisches Recht —  Das dem okratische 
Recht: Die vorbeugenden (Polizei-) Gesetze, die ordnenden, bürgerlichen (Zivil-) 
Gesetze, die sühnenden (Krim inal-) Gesetze. —  Die Gewaltenteilung —  Der Aufbau 
des Staates und die Funktionen der staatlichen Einrichtungen —  Die Verwaltung
—  Dem okratie und Diktatur.
Tauschm ittel Geld —  Produktion, Zirkulation, Konsum tion —  Inflation, Deflation, 
Vollbeschäftigung (Konjunkturlehre) — Die Lenkung der Konjunktur — Die ge­
rechte Verteilung des Sozialproduktes —  Die Soziale M arktwirtschaft —  Die Sozial­
versicherungen. —  DIE KULTUR —  Die Bereiche der Kultur: W issenschaft, Kunst, 
Religion  —  Die Freiheit der Persönlichkeit im  Geistesleben —  Die W issenschaften —  
Die Künste. —  Die freiheitliche Ordnung —  Die Entwicklung der Sozialordnung in  
der Geschichte —  3000 bis 700 v. Ohr.: „Der Gottesstaat“ —  Griechenland und Rom  —  
Die Neuzeit —  Die französische Revolution und ihre W irkungen —  Das Atom zeit­
alter —  Das Ost-W est-Froblem  —  Die Abendländische Ordnung.

DIE W IRTSCHAFT — Die Arbeitsteilung —  Das

*) Es sei hier noch verwiesen auf die Schrift „Beitrag zur M ethodik einer neuen  
BUrgerkunde“ von Berufsschuldirektor W alter Kreftlng, W uppertal.

★

Die Kultur der germ anischen Völker
(Neuzeit, seit dem  XVI. Jahrhundert

Zu Beginn der Neuzeit, das heißt im  XV./XVI. Jahrhundert ging die kul­
turelle Führung in der W elt an neue, junge Völker über, zu denen auch  
unsere Vorfahren —  die alten Deutschen —  zählen, näm lich an  die

GERM ANEN

W ir sahen, daß  die Griechen*) und  Röm er die

FREIHEITLICHE DEM OKRATISCH-REPUBLIKANISCHE 
STAATSFORM

die die Freiheit des Einzelm enschen begründet, aus 
m angelnder Erfahrung nicht lange durchhalten konnten (die Griechen in  
den einzelnen Stadtstaaten jeweils im m er nur wenige Jahre oder

*) Lektüre: Schiller, Solon und Lykurg
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Jahrzehnte —  die Röm er nur von 510 v. Chr. bis 49 v. Chr.) —  dann aber 
fielen sie in die alte theokra  tische Staatsform  zurück, welche 
die Freiheit des einzelnen M enschen noch nicht anerkennt und achtet und  
deshalb nicht berücksichtigt. Aber gerade das bewirkte seine Schwächung 
und dam it den vorzeitigen Untergang Rom s als politische M acht.

. Rom  konnte sich nicht m ehr wirksam  gegen die jungen Germ anenvölker 
verteidigen, die in der Völkerwanderungszeit aus ihrer nordischen Heim at 
in Jütland und Skandinavien aufbrachen und in im m er neuen 
Zügen gegen den Lim es (Saalburg im  Taunus) —  den Grenzwall zwi­
schen Köln und Regensburg —  anbrandeten, den die Röm er zu ihrer Ver­
teidigung gebaut hatten. Etwa ab 360 n. Chr. verm ochten die Röm er die 
Germ anen nicht m ehr wirksam abzuwehren, die sich schließlich in den  
verschiedenen Teilen des Röm ischen Reiches festsetzten und die Keim e 
der heute noch bestehenden-Nationalstaaten bildeten, z. B.

die VANDALEN in NORDAFRIKA

die W ESTGOTEN  in SPANIEN

die FRANKEN  in FRANKREICH

die LANGOBARDEN  in ITALIEN  (LOM BARDEI)

die SACHSEN  und ANGELN in BRITANNIEN (England)

die ALEM ANNEN  (frz. Les Allem ands) in SÜDDEUTSCHLAND

die SACHSEN  in NORDDEUTSCHLAND

die M ARKOM ANNEN in BÖHM EN

und selbst RUSSLAND ist eine germ anische Gründung durch die „Rus'‘ 
genannten, aus Norwegen stam m enden, VARÄGER.

Bei den Germ anen war die Kraft der Einzelpersönlichkeit, 
des Einzelm enschen, schon viel stärker entwickelt, als bei den Griechen  
und Röm ern. Sie hatten  deshalb von  vornherein in ihren  einzelnen  Stäm m en

DEM OKRATISCHE EINRICHTUNGEN

z. B. das Thing, die Volksversam m lung (Thing heißt heute noch in den 
nordischen Ländern das Parlam ent). —  Diese starke Entfaltung der Ein­
zelpersönlichkeit bewirkt aber auch eine einseitig starke Betonung der 
Volks eigen  heit der einzelnen Stäm m e, Völker, die bis zu starkem  Volks- 
e g  o  i s  m  u  s führte, so daß m an streng darauf bedacht war, seine Na­
tionalität, d. h. seine Eigenständigkeit zu bewahren. Die so ent­
standenen Nationalstaaten führten durch eineinhalb Jahrtausende unun­
terbrochen die heftigsten Käm pfe gegeneinander. So standen sich die 
Deutschen (A lem annen) und die Franzosen (Franken) in jedem  Jahrhun- 

• dert m indestens in zwei Kriegen gegeneinander, (z. B. in  den  letzten beiden 
Jahrhunderten von 1796 bis 1915 = 19 Jahre und von 1870 bis 1821 — 21 
Jahre; von 1914 bis 1918 und von 1939 bis 1945 = 10 Jahre. Durch den zwi­
schen  Bundeskanzler Adenauer und Präsident de Gaulle 1962 geschlossenen 
Freundschaftsvertrag zwischen Deutschland und Frankreich soll dieser 
tragische Zustand nun beendet werden).

Nachdem  die germ anischen Völker sich innerhalb  der Gren^ 
zen des Röm ischen Reiches festgesetzt hatten, war bei ihnen zunächst aber 
die Idee des einheitlichen Staates noch so stark, daß sie ver­
suchten, ihn weiterzuführen. Der Frankenkönig Karl (später Karl der
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Große), dem , wie wir gesehen hatten, Papst Leo III am W eihnachtsfest 
des Jahres 800 die röm ische Kaiserkrone aufs Haupt gesetzt hatte, war ein  
begeisterter Anhänger des Heiligen Augustinus (430 n. Chr.) und hatte das 
Bestreben, dessen Idee des „Gottesreiches auf Erden“ (civitas dei) zu ver­
w irklichen.

Als „Heiliges Röm isches Reich deutscher Nation“ in  
Verbindüng m it der Katholischen Kirche wurde die Einheit —  der äußeren  
Form  nach —  noch einige Jahrhunderte gegen die auseinanderstrebenden 
Kräfte der jungen Germ anenvölker aufrecht erhalten.

Langsam reiften diese aber zur Selbständigkeit heran und im XV./XVI. 
Jahrhundert begannen sie m ehr und m ehr ihre eigenen, schöpfe­
rischen Kräfte zu regen. Es begann das

ZEITALTER DER ENTDECKUNGEN UND ERFINDUNGEN.

W ährend das Altertum  und das M ittelalter nur die Küstenschiffahrt kann­
ten, konnte m an nun —  infolge der Erfindung des Kom passes  
(sein Erfinder ist unbekannt) —  sich auf die offenen W eltm eere hinaus­
wagen und es folgten sofort eine Reihe wichtiger Entdeckungen, z. B.:

D ie Entdeckung Am erikas durch den LKJIHGFEDCBAItaliener Christoph  
Columbus 1492;

die Entdeckung des Stillen Ozeans durch den Spanier 
Balbao 1513;

die erste Erdum seglung durch den Portugiesen Maggelan 
1521.

D ie Engländer beginnen ebenfalls große Seefahrten zu unterneh­
m en (Francis Drake 1596) und legten die Grundlage zu ihrem  W elt­
reich (Empire). Sie besiedelten einen großen Teil der Erde, so daß es heute 
eine ganze Reihe englisch-sprechender Nationen gibt wie Canada, Süd- 

. afrika, Australien, Neuseeland, die.Vereinigten Staaten  von  Am erika (USA). 
Zum e n g.l i s c he  n W eltreich gehörten —  während seiner größten  
Ausdehnung zu Anfang dieses (XX.) Jahrhunderts —  folgende Länder:

Indien, Canada, Australien, Neuseeland, Südafrika, Rhodesien, Kenya, 
Ceylon, Irland  und  unzählige kleinere Inseln und Gebiete wie z. B. Zypern, 
M alta, Gibraltar usw. •

D ie m ächtigste englisch-sprechende Nation, die Vereinigten Staaten von  
Am erika, gehörten auch einm al zum  Englischen W eltreich, haben sich aber 
unter Präsident' George W ashington (1732— 1799) schon 1776 von England 
losgelöst.

* «

Zur gleichen Zeit, als die germ anischen Völker die W elt besiedelten, be­
gannen die W issenschaftler, die Natur zu erforschen —  es'enstand die

NATURW ISSENSCHAFT:

Astronom en: Nikolaus Kopernikus 1473— 1543 
Johannes Kepler 
Galileo Galilei

1571— 1630
1564— 1642
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Ärzte:
Anatom e:

Philosoph:

M athem atiker:

Paracelsus 
W illiam  Harvey

Giordano Bruno

Gottfried Leibniz 
Albert Einstein

Isaac Newton  
Robert M eyer 
M ary Curie 
W ilhelm Röntgen  
Lord  Ernest  Rutherford 1871— 1937 
Niels Boor 
Otto Hahn 
Straßm ann  
Lise M eitner 

. Jam es W att 
Guglielm o M arconi 
W erner von Siem ens 
Andre Am pere 

. Ernst Abbe 
W erner Heisenberg  
M ax Planck  
Justus von Liebig 
Guy Lussa 
Alessandro Volta

1494— 1541
1578— 1657

1548— 1600

1646— 1716

-1879— 1955

—  Relativitätsr 
theorie —

Physiker: 1643— 1772
1814— 1878
1898— 1934
1845— 1923

—  entdeckte das 
Radium  —

/
1879
1902

1878

1736— 1819

1874— 1937 —  Elektrizität — .

1816— 1892

1775— 1836

1840— 1905

—  elektrom ag­
netische 
Form el —

—  Quanten­
theorie —

1901
1858— 1947
1803— 1873
1778— 1880
1745— 1827

Chem iker:

und viele andere m ehr.

D ie großen, neugewonnenen Gebiete der.Erde und die vielen 
Entdeckungen und Erfindungen bildeten die Grundlage für • 
die Entwicklung der -

W IRTSCHAFT •

So ist die W irtschaft der Bereich im  Gemeinschaftsleben, den die 
Germ anen  besonders  entw ickeln. W ir  stehen heute in  dieser  Entwicklung  
noch m itten darin. Eine in neuerer Zeit erreichte Stufe —  die W irtschaft, 
krisenfrei zu halten —  und dam it ein bedeutender Schritt vorwärts bildet 
die von Professor Dr. Ludwig Erhard in der Bundesrepublik praktizierte 
Soziale M arktwirtschaft.

Z.u s a m  m  e  n  f a  s s u  n  g :

Kultur und Geistesleben

wurden begründet in  der Ägyptisch-Babylonisch^Chal-  
däischen Kultur

D  i e d.e  m okratisch-republikanische S'taatsform  
wurde begründet von den Griechen und Röm ern

Die m oderne'arbeitsteilige W irtschaft
wird entwickelt von den germ anischen Völkern (Deutsche 
und  Angelsachsen.)

* * *ONMLKJIHGFEDCBA
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PfingstenLKJIHGFEDCBA

Pfingsten, das liebliche Fest war gekommen —  
es grünten und blühten Feld und Flur

Goethe

Pfingsten ist das Fest des

HEILIGEN GEISTES

des Geistes überhaupt.

W ir wissen aus der Heiligen Schrift, daß am  Pfingstfest die Jünger Jesu  
beieinander waren und  der Heilige Geist sich über sie ausgoß und sie 
erleuchtete, so daß sie die W ahrheit erkennen und dadurch alles verstehen  
und begreifen konnten —

SIE W URDEN BE-GEISTERT

Und da sie nun aus dem Geiste der einen W ahrheit heraus (die 
ihnen von den Jüngern verkündet wurde) redeten, konnten alle M enschen  
die dort versam m elt waren —  gleich welcher „Sprache“ sie sich auch be­
dienten —  einander verstehen und  verständigen.

Auch an anderer Stelle in der Bibel —  im  Alten  Testam ent —  ist von M en­
schen, die in verschiedenen Sprachen sprechen, die Rede —  hier aber m it 
dem  Unterschied, daß diese sich nicht verstehen und verständigen  
konnten. Es ist die Geschichte von der

BABYLONISCHEN  SPRACHVERW IRRUNG

Hier hat sich also genau das Um gekehrte vollzogen. Vor dieser Sprachverwir­
rung verstanden sich die M enschen noch gegenseitig, denn sie lebten in 
einem instinktiv-traum haften Zustand der Harm onie untereinander und m it der 
W elt im  ganzen. Plötzlich erlebten  sie, daß sie auch alsElnzelwesen etwas 
verm ochten, daß sie sich aus dem  ganzheitlichen  Zusam m enhang herauslösen 
und der W elt und ihren  M itm enschen gegen-über stehen, jagegen-über 
treten könnten. Sie spürten eigene, persönliche Fähigkeiten, die sie aber nicht 
m ehr in den Dienst des gem einsam en W ohles stellen wollten, sondern sie 
m ehr und m ehr zu Eigen-W ünschen, Eigen-Sinn, Eigen-Sucht —  zu Egoism us —  
entw ickelten und  sie ehrgeizig und überheblich m achten. Sie unternahmen es also, 
einen Turm  zu bauen, auf dem  sie in den Him m el steigen wollten (ähnlich wie 
die M enschen heute, die —  bevor sie auf der Erde die Verhältnisse geordnet ha­
ben —  auf den M ond fliegen und ihn erforschen und bevölkern wollen).

Da verwirrte Gott ihren Sinn, und sie konnten sich gegenseitig  
nicht m ehr verstehen, denn jeder einzelne redete nur noch seine 
eigeneegoistisheSprache, das  heißt, er  dacht  nur  noch  an sich und  
seinen Vorteil und an die Befriedigung seiner eigenen W ünsche, die 
aber nicht im  Einklang  m it der gem einsam en  Ordnung standen. Jeder hatte 
seine eigene M ein-ung, seine „private“ W ahrheit. (Heraklit: „Obwohl 
der Logos '(die Wahrheit) das Gemeinsame ist, leben die Vielen, als ob sie 
eine private Vernunft hätten“. Pluralismus in der heutigen Gesellschafts­
ordnung).

Die Geschich|te von der Babylonischen Sprachverwirrung will zeigen, wie 
die M enschen, die früher ähnlich wie in den Am eisen- oder Bienenstaaten  
friedlich  —  aber im  Kollektiv —  zusam m enlebten, im m er m ehr selbständige

EIGEN-W esen

wurden. Die Kehrseite davon  war aber, daß  sie dam it auch eigen-süch­
tig egoistisch (ego=ich) wurden und ein Eigen-Leben m it m ög-
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liehst allen Vorteilen für sich führen.wollten —  was natürlich dazu führte, 
daß sie m iteinander'in  Streit gerieten und sich gegenseitig bitter bekäm pf­
ten, daß schließlich ein Kampf aller gegen Alle (Streit zwischen Religions­
gem einschaften, W eltanschauungsgruppen, Parteien usw.) entstand —  ein  
Chaos, Ordnungslosigkeit —  Sprachverwirrung.

Nachdem  der M enschwerdung Christi zu-

W EIHNACHTEN

—  die Geburt des Logos — seine Auferstehung aus der Sterblich­
keit, sein Sieg über den Tod an

OSTERN

gefolgt ist, erleben wir nun, daß durch die A  u  s g  i e ß  u  n  g ,de s Hei.- . 
•ligen Geistes an

PFINGSTEN

die M enschen beginnen, sich gegenseitig wieder zu ver­
stehen —  nun aber in einem

NEUEN UND HÖHEREN SINNE ■

als vor der Babylonischen Sprachverwirrung. Die von dem Heiligen  
Geist Erleuchteten hören auf, sich gegenseitig zu bekäm pfen und beginnen  
dam it, sich —  indem sie sich gegenseitig verstehen —  wieder m iteinander 
und füreinander zu leben und zu arbeiten.

W ie-kom m t dies zustande?

Das M iitel, das'es dem M enschen erm öglicht, den Heiligen Geist aufzu­
nehmen, ist

r

DAS DENKEN '

W as ist nun das Ergebnis des Denkens, was ist ein DenkürteM ?

Das Denken erm öglicht es,' das Geistige zu erfassen. Im  —  richtig ange­
wandten—  Denken gelangen wir Alle zum gleichen Ergebnis. 
(Z. B., daß 3X3 = 9 ist, gilt für Alle.) Das gilt für alle

DENKURTEILE

gleicherm aßen. —  Das Ergebnis, zu dem  wir durch das Denken kom m en, 
ist die

W AHRHEIT

und da es nur eine W ahrheit'geben kann, hat sie

FÜR ALLE M ENSCHEN DIE GLEICHE GÜLTIGKEIT '

• Anders ist es im  Bereich des F  ü  h  1 e n  s ! Hier drückt sich das Eigen- 
, Leben des Einzelm enschen aus.

‘W as ist. nun ein Gefühlserlebnis? (Denn hier kann von Ur-'teil 
, nicht gesprochen werden.)

Im  Gefühl hat jeder M ensch - berechtigterm aßen  - seinen persönlichen  
’ Stil, seine eigene Note, die jedoch, wenn sie nicht von der erkannten  

W arheit geprägt, sondern subjektiv-egoistisch  gefärbt  ist, aus der  W ahrheits­
welt herausfällt, isoliert ist. M it anderen W orten —  über die vom  isolierten 
eigensüchtigen Gefühl bestim m ten „Urteile“ —  m an nennt sie besser M ei-
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nungen (M ein- ung) —  geraten die. M enschen in Streit —  hier herrscht 
noch  die Babylonische Sprachverwirrung.

Erst wenn die M enschen unterscheiden  ^lernen zwischen

DENKURTEIL  UND  GEFÜHLSERLEBNIS

und beides inharm onischerW eise  wieder verbinden, kann m an  
sagen, daß ihr Denken vom  Geist, von der W ahrheit erfüllt, vom  Heiligen 
Geist erleuchtet ist —
und erst dann sind sie wieder fähig —  nun aber bewußt und aus' eigener 
Kraft —  zum  friedlichen Zusam m en- und  Füreinanderleben. Durch das Er­
lebnis der einen, für alle gültigen W ahrheit verstehen sie einander wie­
der —  auch wenn sie in den verschiedenen Sprachen der Völker sprechen 
würden. • 'LKJIHGFEDCBA

„Ewig strebst du umsonst, dich dem  Göttlichen ähnlich zu machen,
Hast du das Göttliche nicht erst zu dem Deinen gemacht.

Allen gehört, was du denkst; dein eigen ist nur, was du fühlest. i

Soll er dein Eigentum sein, fühle den Gott, den du denkst.

Einig sollst du zwar seih, doch eines nicht mit dem Ganzen.
Durch die Vernunft bist du eins, einig mit ihm  durch das Herz." •

1 Aus den Votivtafeln von Schiller und Goethe

Im  Denken bedienen wir uns der M ethode

' ' - DER LOGIK  " ' '

das ist die uns vom  Logos (Christus) verliehene Fähigkeit des Geistes. 
„Im  Anfang war der Logos . . .“ (Joh. Ev.).

DER LOGOS

führt die M enschen, die durch das egoistische Fühlen in die Ver­
einzelung, in die Ver-sonderung, in die Sünde („Sünde“ ist abgeleitet von  
„sondere“, absondern), in den Streit, in die Abtrennung vom göttlichen 
Gesetz, in das Herausfallen aus der göttlichen W eltordnung geraten sind, 
wieder zusam m en.

ER', DER LOGOS, ERLÖST, HEILT, DIE M ENSCHHEIT

Er m acht sie wieder heil, das heißt ganz, ganzheitlich. Darum  heißt er auch 
der heilende

i
DER HEILIGE GEIST

Deshalb beten wir an  Pfingsten

VENI CREATOR  SPIRITUS! *)

(Fortsetzung folgt)

•) „Fragen der Freiheit“, Folge 28..
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Ankündigungen und BerichteLKJIHGFEDCBA

Seminar jür freiheitliche Ordnung

der 'Wirtschaft, des Staates und der JCultuf e.'V*

16. Jagmg
die diesjährige Som m ertagung findet

vom 29. Juli bis 7. August {964

in der Bauernschule

in J~{errsd)ing am Ammersee

statt.

Kollektivismus, Individualismus 

und  freie Qemeinsdoaftsbildung

Bitte halten Siedle Tage von 29. Juli bis 7.August 1964 für den Besuch der 
Tagung frei und m achen Sie auch Ihre Freundedarauf aufmerksam . Program ­
m e stellen w ir Ihnen gerne zur Verfügung. W egen des großen Andranges 

. während der Hauptreisezeit m elden Sie sich bitte schon jetzt, jedenfalls aber 
m öglichst bald an.

In den verflossenen Jahrhunderten haben niedrige und 
käufliche Seelen die Sklaverei angepriesen, während unab­
hängige Geister und edle Herzen ohne Hoffnung käm pften, 
um die m enschliche Freiheit zu retten. Heute aber begegnet 
m an oft von Natur edlen und stolzen M enschen, deren An­
sichten ihren Neigungen stracks zuwiderlaufen, und die die 
Knechtschaft und Niedrigkeit, die sie selbst nie kennen­
gelernt haben, verherrlichen... W o stehen wir also?
Die religiös gebundenen M enschen bekämpfen die Freiheit, 
und die Freunde der Freiheit greifen die Religion an; edle 
und hochherzige Geister preisen die Knechtschaft, niedrige 
und sklavische Seelen rühm en die Unabhängigkeit... Ha­
ben alle Jahrhunderte ausgesehen wie das unsere? Hat der 
M ensch im m er, w ie w ir heute, eine W elt vor Augen gehabt, 
in der sich nichts zusam menfügt, in der die Tugend ohne 
Genie ist, das Genie ohne Ehre; in der sich der Sinn für 
Ordnung m it Tyrannenwillkür verbindet, der heilige Kult 
der Freiheit m it M ißachtung der Gesetze?**

’Sitz: Sobem heim  (Nahe). Bahnhofstr. 6, Telef. (06751) 835
’’(A lexis de Toxqueville (1805 bis 1859). Die Dem okratie in Am erika 1840, S. 27 Fischer- 

Bücherei 1856.)
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Das Sem inar für freiheitliche Ordnung lädt Sie ein, an der dies­
jährigen Som mertagung und den Aussprachen über die zur Diskus­
sion gestellten Them en teilzunehmen.

Aus dem nachfolgenden Program m werden Sie erkennen, daß wir 
uns bem ühen, die gesellschaftlichen Problem e unserer Zeit von den 
Grundlagen der m enschlichen Existenz her zu sehen. Nur so kann es 
gelingen, dringende Einzelfragen wie die der wirtschaftlichen Kon­
junktur (Inflation), der Überwindung der Bodenspekulation oder der 
Beseitigung der traditionellen Hemm ungen im Bildungswesen (Be­
rechtigungssystem) aus der Gesam tordnungsidee zu verstehen und zu 
beantworten.

A lle sozialen Fragen sind letzten Endes Rechtsfragen. Dem Ver­
fassungsrecht sind deshalb wesentliche Vorträge und Sem inare ge­
w idmet.

Das Them a der Tagung: Kollektivism us, Individualism us und freie 
Gem einschaftsbildung hat m it der uralten Ost-W est-Spannung zu tun, 
die in unserem Jahrhundert eine existenzbedrohende Gestalt ange­
nom men hat.

„Die beiden gesellschaftlichen Form en, die heute die politisch indif­
ferenten sozialen Gruppen in der ganzen W elt m it allen erdenklichen 
M itteln und M ethoden um werben (der Osten, beherrscht von der m a­
terialistischen Ideologie; der W esten zwar davon frei und m it einer 
tragfähigen Idee im Hintergrund —  jedoch teils vergessen und teils 
noch nicht erkannt — ) kennen in der Auseinandersetzung um das 
„erfolgreichere“ gesellschaftliche System nur noch die bedenkenlos 
vereinfachte A lternative einer (angeblichen) „Verwirklichung der so­
zialen Gerechtigkeit“ durch den östlichen Sozialism us bzw. der „Si­
cherung der persönlichen Freiheit“ durch den westlichen Liberalis­
m us.

Für den konsequenten Sozialisten bedeutet Freiheit nichts anderes 
als zügelloses Gewährenlassen im Sinne des „Laisser-faire“ des 19. 
Jahrhunderts, was gleichgesetzt w ird m it sozialer W illkür und gesell­
schaftlichem Chaos, während die Vertreter des traditionellen Libe­
ralism us bei jeder Bem ühung um einen sozial gerechten Ausgleich 
schon eine Gefährdung der Freiheit befürchten und im politischen 
Sozialism us —  dies allerdings m it berechtigter Sorge —  eine konzen­
trierte M acht heraufziehen sehen, wie sie der aufgeklärte Absolutis­
m us nie gekannt hat.

Aber nicht nur in den weltweiten politischen Spannungen draußen 
sondern auch innerhalb der „freien Völker“ selbst w ird vielfach Ord­
nung m it M acht, Freiheit m it Anarchie gleichgesetzt. D ie soziale W irk-
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lichkeit einer freien Ordnung jenseits von M acht und Anarchie ist 

dagegen weder erkenntnistheoretisch noch sozialphilosophisch m it 

der notwendigen Gründlichkeit und dem erforderlichen Um fange un­
tersucht und besprochen worden. In dieser Tatsache glauben wir die 
Hauptursache für die m oralische Schwäche der freien W elt zu sehen. *

• Stagnieren bedeutet soviel w ie Rückschritt. Um die soziale Ent w ide-, 
lung in der Zukunft in fruchtbare Bahnen zu lenken, bedarf es „funk- : 
tioneller Eliten“ **, die aus sozialem Gewissen heraus sich für den 

’ Fortgang der Geschichte verantwortlich fühlen. Es bedarf der M en- ‘ 
sehen, die sich zur Bewältigung dieser Aufgabe das notwendige Rüst­
zeug erwerben. Das Sem inar für freiheitliche Ordnung m öchte m it 
seinen Arbeitstagungen und Veröffentlichungen diesem Ziele dienen.

Helfen Sie m it, diese Aufgabe zu erfüllen und kom m en Sie zur 
Tagung vom LKJIHGFEDCBA29. Juli bis 7. August 1964 nach Herrsching/Am mersee.

•) Aus dem  Vorwort des Buches „Jenseits von M acht und Anarchie", W estdeutscher 
Verlag Köln und Opladen 1963.

••) prof. Dr. Gerhard M öbus ln  seinem  Vortrag „Gewlssenablldung  und  Gesellschafts­
ordnung", gehalten auf der 15. Tagung  des Sem inars. Erscheint dem nächst ln  „Fra­
gen der Freiheit".

PROGRAM M

10.00 Uhr Eröffnung des Tagungsbüros 
16.30 Uhr Begrüßung, Eröffnung  

18.00-19.00 Uhr Gem einsam es Abendessen - .

20.00 Uhr Dr. H. H. Vogel, HeidenheimONMLKJIHGFEDCBA
K o lle k t iv ism u s ,  In d iv id u a lism u s  u n d  fr e ie  
G em e in sch a ftsb ild u n g  in  d e r  m od ern en  
A rb e itsw e lt

M it tw o ch  
2 9 . 7 . 6 4

D o n n eü s ta g 9.00-10.00 Uhr Hermann Bauer, Ulm  
30. 7. 64 Collegium  logicum

' Erkenntnistheoretisches Sem inar

10.15- 11.15 Uhr Hans Brügemann, Fabrikant, Velbert
A ltr u ism u s  u n d  E g o ism u s  in  d e r  G ese ll ­
s c h a ftso rd n u n g

(Das zentrale Problem  politischer 
Orientierung) •

11.15- 12.30 Uhr Aussprache

12.45-15.30 Uhr Gem einsam es M ittagessen -  M ittagspause-

15.30-16.30 Uhr Her.bert K. R. Müller, Braunschweig
D ie  B od en fra g e u n d  d ie  fr e ih e it l ich e  G ese ll ­
s c h a ftso rd n u n g
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16.30-18.00 Uhr Aussprache 
18.00-19.00 Uhr Pause, für Abendessen

20.00 Uhr LKJIHGFEDCBAWolfgang Frickhöffer, Vorsitzender der 
Aktionsgemeinschaft soziale Marktwirt­
schaft e.V., Heidelberg

' E in z e lin te r e s s e u n d G esam tin te re s s e in d e r
W ir ts c h a ftsp o lit ik

9.00-10.00 Uhr Erkenntnistheoretisches  Sem inarF r e ita g  
• • 31.7..64 10.15-11.15 Uhr ccm d. phil. Andreas Papendieck, Tübingen

D ie  k u ltu rp o lit is ch e  D isk u s s io n  in  d e r  
B u n d e sr ep u b lik

11.15-12.30 Uhr

15.30-16.30 Uhr Claus'Plücken, Universität Heidelberg
Aussprache

In d iv id u a lism u s u n d  K o llek t iv ism u s  a ls  
W est-O s t-P ro b lem _  •

16.30-18.00 U h r Rechtsanwalt Konrad Weißkopf,
Frankfurt/Main

M ach t u n d .  M en sch en r ed ite  

20.00 Uhr Studienrat Dr. A. F. Ventker, Hamburg
D er G csch ich ts - u n d G em e in sch a ftsk u n d e ­
u n te rr ich t im  H in b lic k a u f . d ie fr e ih e it l ic h e  
G ese lls ch a ftso rd n u n g

9.00-10.00 Uhr Erkenntnistheoretisches Sem inar 
10.15-11.15 Uhr Dipl.-Volkswirt Dr. Bodo Steinmann, 

Universität JreiburQ
O rd n u n g sp o lit is ch e G ru n d fr a g en  d e r  
N a tio n a lö k o n om ie  : .

S am s ta g  
1/8.64 '

11.15-12.30 Uhr . Sem inar • .

15.30-16.30 Uhr Dipl.-Soziologe Bernd Hasecke, Velbert

t

P ro b lem e  d e r  fr e ih e it l ic h en  W ir ts ch a fts ­
o rd n u n g

Funktionale .und genetische Preisbildung
16.30-18.00 Uhr Aussprache

20.00 Uhr Berthold Wulf,Zürid>
T h om a s v o n  A q u in u n d  d e r K am p f um  d ie  
W irk lic h k e it d e r Id e en

. 9.00-10.00 Uhr Kürt Th. Richter, Wiesbaden
R eg le r fu n k t io n en  in  N a tu r , T ech n ik  u n d  fr e i­
h e it l ic h er G ese lls c h a ft (Kybernetik)

10.15-11.15 Uhr Eckhard Behrens, Universität Frankfurt
D a s B er e ch t ig u n g sw e sen  a ls in  d e r fr e ih e it ­
l ic h en  O rd n u n g  u n ze itg em äß e s L en k u n g s ­
m it te l (Instrum entarium )

S o n n ta g  
2. 8. 64

11.15-12.30 Uhr Sem inar

15.00 Uhr Gemeinsam er Ausflug nach Kloster Andechs 
oder Dam pferfahrt auf dem  Am m ersee
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2 0 .0 0 ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA U h r LKJIHGFEDCBADr. Lothar Vogel, Ulm

D a s  P h ä n om en  d e s  L eb en s  in  d e r  g r ie c h is ch en  
K u n s t (m it L ich tb ild e rn )

9 .0 0 -1 0 .0 0  U h r E rk en n tn is th e o re t is ch e s S em in a rM on ta g  

3 . 8 . 6 4 1 0 .1 5 -1 1 .1 5 U h r Heinz Eckhoff, Heidenheim .

D a s O rd n u n g sd en k en  in  d e r N a tio n a lö k o n o -  
' m ie m it b e so n d e r e r B erü ck s ic h t ig u n g d e r  
G e ld fu n k t io n  (P r in z ip u n d G esch ic h te )

■ 1 1 .1 5 -1 2 .3 0 U h r S em in a r

1 5 .3 0 -  1 6 .3 0 U h r Eckhard Behrens, Universität, Frankfurt

j S em in a r ; D a s B er ech t ig u n g sw esen  

P a ra lle lk u r s

Heinz Eckhoff, Heidenheim  
Fritz Penserot, Kirn 
Dipl.-Volkswirt Dr. Bodo Steinmann,t 
Freiburg
Prof. Dr. Ernst Winkler, München
P rob lem e d e r fr e ih e it l ic h en  W ir ts ch a fts ­
o rd n u n g

1 6 .3 0 -  1 8 .0 0 U h r D r . Lothar Vogel, Ulm
D er  M en sch  a ls  U rb ild  so z ia le r  G ese tz ­
m ä ß ig k e ite n

2 0 .0 0 U h r G ese ll ig e r A b en d

9 .0 0 -1 0 .0 0  U h r E rk en n tn is th e o r e tis c h e s S em in a r  
1 0 .1 5 -1 1 .1 5 U h r Dipl.-Volkswirt Peter Weinbrenner 

Universität München
P rob lem e d e r so z ia len  M ark tw ir ts ch a ft

\

D ie n s ta g  
4 . 8 . 6 4

1 1 .1 5 -1 2 .3 0 U h r S em in a r  

1 5 .3 0 -1 6 .3 0  U h r S em in a r :

D a s B ere ch t ig u n g sw e sen  
P a ra lle lk u r s

P ro b lem e d e r i fr e ih e it l ic h en  W ir ts ch a fts ­
o rd n u n g

1 6 .3 0 -1 8 .0 0 U h r S em in a r :

D e r  M en sch  a ls  U rb ild  so z ia le r  G ese tz ­
m ä ß ig k e ite n

2 0 .0 0 U h r Nationalrat Werner Schmid, Zürich
D ie K on ju n k tu rd äm p fu n g sm aß n a hm en  d e r . 
S chw e iz —  e in  sy s tem w id r ig e r E in g r if f in  
d en  fr e ie n  M ark t

9 .0 0 -1 0 .0 0  U h r Assessor Rainer Junghans, München
D em ok ra t ie  —  G e fa h r en  u n d  M ög lic h k e ite n

1 0 .1 5 -1 1 .1 5 U h r Oberverwaltungsrat H. P. Neumann, Berlin

M ittw o ch  
5 . 8 . 6 4

D ie  W ir ts ch a ftso rd n u n g  im  B on n e r  
G ru n d g ese tz

1 1 .1 5 -1 2 .3 0  U h r A u ssp ra ch e
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15.30-16.30 Uhr Dr. LKJIHGFEDCBAjur. Hans Ulrich Gallwas, Universität 
MünchenONMLKJIHGFEDCBA
In d iv id u a lism u s u n d  V er fa s su n g

16.30-18.00 Uhr Sem inar:

20.00 Uhr Ministerialdirigent a. D. Dr. Werner Füßlein, 
seither im Innenministerium in Bonn
K o lle k t iv ism u s , In d iv id u a lism u s u n d  fr e ie  
G em e in sch a ftsb ild u n g  a ls  V er fa s su n g s -  
P r in z ip ie n

D o n n er s ta g 9 .0 0 -1 0 .0 0 U h r Berthold Wulf, Zürich
A r is to te le s u n d  d e r  K am p f um  d a s  S e in

10.15- 11.15 Uhr stud. phil. Thomas Mies, Münster/Westf. 
s W as h e iß t P h ilo so p h ie ren ? —  W as Philoso­

phie nach Thom as von Aquin zu leisten im - ' 
stände  — und inwiefern die Ordnung der Ge­
sellschaft auf diese Leistung angewiesen ist.

11.15- 12.30 Uhr cand. jur. Hermann Hummel, Genf 
D ie  W ü rd e  d e s  M en sch en  a ls  N a tu r re ch ts­
b e g r iff

6. 8.64

15.30-16.30 UHr Sem inar: Das Berechtigungswesen
P a ra lle lk u r s

P ro b lem e  d e r  fr e ih e itl ic h en  W ir ts ch a fts ­
o r d n u n g ''

16.30 18.00 Uhr Sem inar:
D er M en sch  als U rb ild  so z ia le r G ese tz ­
m ä ß ig k e iten

2 0 .0 0 .U h r - Prof. Dr. Paul Heinrich Diehl, München
A n sp r a ch e  a n  d ie  J u g en d

Zusam m enfassendes Forum gespräch

F r e ita g  
7. 8. 64

9.00-10.00 Uhr Abschlußbesprechung  
10.15-11.15 Uhr Dr. Lothar Vogel, Vlm

D er S t il d e r fr e ih e it l ic h en  G em e in sch a fts ­
o rd n u n g

Abreise nach dem  M ittagessen 

Änderungen Vorbehalten!

Durch Term inschwierigkeiten der Referenten bedingt, konnten die Them en - 
leider nicht im m er in  sinngem äßer Reihenfolge gruppiert werden.

i
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O r tihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA d e r  T a g u n g : Herrsching am  Am m ersee in der Bauernschule,
Telefon: 08 186/241, . ■
T a g u n g sb ü r o  ab M ittwoch, 29. Juli, 10 Uhr 
Anreise über Augsburg oder M ünchen.

in der Bauernschule zu günstigen Preisen.

Z e ltp lä tz e sind vorhanden.

Darüber hinaus w e ite re  S ch la fg e leg en h e iten  (gratis) im  
Gem einschaftszelt des Sem inars. (Dann Luftm atratze, 
Schlafsack und Decken m itbringen).

D ie M ahlzeiten können preiswert in der Bauernschule , 
eingenom m en werden.

Der Kursbeitrag» beträgt für Erwachsene, .20,— DM , 
Zuschüsse und Reisekostenausgleich sind in Bedarfs­
fällen m öglich.

in  die schöne Um gebung des Am m ersees sind m öglich.

U n terb r in gu n g :

V e rp f le g u n g :

T a g u n g sb e itr a g :

-W an d eru n g en

A u sk ü n fte u n d A nm e ld u n g en  —  wegen des großen Andranges während  

der Hauptreisezeit —  Anm eldung bitte frü h ze it ig  (m öglichst bis spätestens 

15. Juli 1964) erbeten an S em in a r fü r  fr e ih e it l ich e  O ild n u n g , 6553 Sobern- 

heim /Nahe, Bahnhofstr. 6, Telefon 06  751/835.

M achen Sie bitte auch Ihre Freunde auf die Tagung aufmerksam  —  bzw. 

geben Sie das Program m  weiter —  oder teilen Sie uns deren Adresse m it.
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D ie S ch riften re ihe „F ragen der F re ihe it“ en thält e ine A nzeigenbeilage , au f 
d ie w ir d ie L eser freund lichst h inw eisen .

D ie fü r d ieses F rüh jah r vo rgesehene

V erfassungsrech tliche T agung

des S em inars fü r fre ihe itlic he  O rdnung  der W irtschaft, des S taa tes und  der  
K ultu r m ußte  w egen  e iner  E rk rankung  in  der G eschäftsfüh rung  le ider ver­

schoben w erden . E in neuer T erm in w ird m öglichst bald  bekann tgegeben .

Bezugspreis: Z w ecks V ere in fachung der B uchhaltungsarbe it w erden d ie L eser von  
„F ragen  der F re iheit“ gebeten , w enn  m öglich , den  B ezugsp re is  jew eils fü r m ehrere  
F o lgen zu  übersenden . B esten D ank!

W egen  des gestiegenen P ap ierpre ises hat sich der D ruckkostenbeitrag  fü r  „F ragen der 
F re iheit'au f D M  2 .40 erhöh t. W ir b itten  um  Ih r V erständn is .

B each ten S ie b itte bei Ih ren Ü berw eisungen d ie genaue B ezeichnung des P ost­
scheckkon tos: K onto N r. 530 73 P ostscheckam t L udw igshafen (R hein) H . K lingert, 
6553  S obernheim , B ahnhofstraße oder K onto N r 261 4o4 P ostscheckam t F rank fu rt a . M . 
S em inar fü r F re ihe itliche O rdnung  der W irtschaft, des S taa tes u . d . K ultu r E V ., B ad  
K reuznach  G eschäftsste lle 6553  S obernheim

D ruc k feh le rberic h tigung : In  F o lge 37 , S eite  9 , Z eile 11 von  oben  m uß  es  ansta tt „Ichhaf- 
tigke it": Ich fre iheit heißen  —  S eite  22 , Z eile  5 von  oben  m uß  es ansta tt 
„F inanzam tes": F inanzm annes heißen .

D ie S chriften re ihe „F ragen der F re ihe it“ ersche in t a ls priva te r M anusk rip td ruck  
e tw a sechsm al im  Jah r, und  zw ar im  F ebruar, zu O stern , zu  P fingsten , im  Ju li, im  
O ktober  und  zu  W eihnach ten . S ie  verb inde t d ie  F reunde  des „S em inars fü r fre ihe it­

liche O rdnung  der W irtschaft, des S taa tes  und  der K ultu r“ (S itz: 6553 S obernheim - 
N ahe, B ahnhofstraße 6) m ite inander. W irtschaftliche  In te ressen  sind  m it der H eraus­
gabe n ich t verbunden . D er B ezugsp re is is t so bem essen , daß sich d ie H erausgabe  

der S chriften re ihe gerade se lb st träg t.

H erausgeber: D r. L othar V ogel, 79 U lm /D onau , R öm erstraße 97  
B ezugsp re is fü r das E inzelheft D M 2.40

B ezug : „F ragen  der F re ihe it“ , 6553 S obernheim -N ahe , B ahnhofstraße 6 , T el 06751 /83  5  
P ostscheck : H . K lingert, L udw igshafen /R hein , N r. 530  73 undK to .-N r. 26140 4 P ost­

scheckko n to  F rank fu rt  a . M . S em inar  f. F re ihe itliche  O rdnung  der  W irtschaft, des  S taa tes 
u . d . K ultu r  E .V ., B ad K reuznach  G esch äftsste lle  6553  S obernheim .

N achd ruck , auch auszugsw eise , nur m it G enehm igung des H erausgebers 

D ruck : Jung  &  C o., B ad K reuznach , A m  K om m ark t




